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1. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur 19. Ratstagung
am 23. und 24. März in Maastricht (enthält im Rahmen der Europäische Poli-
tischen Zusammenarbeit verabschiedete Erklärungen zu Nahost, Libanon,
Afghanistan und Polen)

Der Europäische Rat widmete einen erheblichen Teil seiner Tagung einer ausführlichen
und gründlichen Überprüfung der derzeitigen Lage der Europäischen Gemeinschaft.

Es wurde einhellig festgestellt, daß die Gemeinschaft unter den derzeitigen schwierigen
Wirtschaftsbedingungen nach wie vor eine wesentliche Einrichtung und ein unerläßliches
Instrument zur Einschränkung der Auswirkungen der Rezession und zur Herbeiführung
eines Umschwungs ist, der auf einer gesunden und dauerhaften Grundlage, einem anhal-
tenden Wirtschaftswachstum und einer befriedigenden Beschäftigungslage beruht. Im
Hinblick auf die Verwirklichung dieses Ziels und die Eindämmung der Inflationsrate ist
der Europäische Rat zu dem Schluß gelangt, daß die Fortsetzung einer umsichtigen Wäh-
rungspolitik, eine gesunde Haushaltsführung und die Neuorientierung der öffentlichen
und privaten Ausgaben auf produktive Investitionen wichtige Komponenten darstellen.
Der Europäische Rat hat die Auffassung vertreten, daß die Stärkung der Wirtschafts-
struktur der Mitgliedstaaten Bemühungen über mehrere Jahre hinweg voraussetzt und
daß sich eine kurzfristige Stimulierung der Nachfrage als unwirksam erweisen wird.

Der Europäische Rat begrüßte die kürzlich von den Regierungen einiger Mitgliedstaa-
ten getroffenen Wirtschaftsmaßnahmen.

Auf dem Gebiet der Währungspolitik ist eine Intensivierung des Dialogs mit den Ver-
einigten Staaten von Amerika insbesondere im Hinblick auf eine konzertierte Haltung
bezüglich der Währungspolitik und der Zinssätze wünschenswert. Der Europäische Rat
bat den Rat (Finanzminister), entsprechend vorzugehen und seine Arbeit auch im Hin-
blick auf einen bestmöglichen Einsatz der Mechanismen des Europäischen Währungssy-
stems fortzusetzen.

Hohe und divergierende Inflationsraten bedrohen sowohl die Wachstumsaussichten als
auch den wirtschafts- und währungspolitischen Zusammenhalt der Gemeinschaft. Der
Europäische Rat erörterte in diesem Zusammenhang ferner die Auswirkungen starrer
Systeme der Einkommensindexierung und vertrat die Auffassung, daß eine Anpassung
solcher Mechanismen in Aussicht genommen werden sollte.

Die hohen und anwachsenden Arbeitslosenzahlen, insbesondere bei den Jugendlichen,
erfüllen den Eruopäischen Rat mit tiefer Besorgnis. Es wurde davon ausgegangen, daß
dieser Mißstand nicht nur von den Mitgliedstaaten, sondern auch auf Gemeinschaftsebe-
ne bekämpft werden müßte. Die Grundvoraussetzung für eine allgmeine Wende zum
Besseren liegt in der Normalisierung der Beschäftigungslage im privaten Sektor. Eine an-
dauernde Verbesserung dieser Situation setzt eine strukturelle Stärkung der europäi-
schen Wirtschaft durch Kostendämpfung und Steigerung der privaten Investitionstätig-
keit und Produktivität voraus. Der Europäische Rat ist der Ansicht, daß in der gegenwär-
tigen Situation intensive Konsultationen mit den Sozialpartnern von allergrößter Bedeu-
tung sind.

In diesem Zusammenhang erinnerte der Europäische Rat an seine früheren Schlußfol-
gerungen, wonach der gemeinsame Rat der Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Arbeitsmi-
nister beauftragt wurde, die allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Problem, insbe-
sondere die Arbeitslosigkeit zu prüfen. Er gab nachdrücklich seiner Überzeugung Aus-
druck, daß eine gründliche Vorbereitung einer solchen Ratstagung von äußerster Wich-
tigkeit ist.

Die Fortsetzung einer kohärenten Energiepolitik ist nach wie vor von großer Bedeu-
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tung für die Stärkung der europäischen Wirtschaft. Eine Verringerung der Abhängigkeit
von Öleinfuhren und der Einsatz alternativer Treibstoffe sind ausschlaggebend für die
Beschäftigungslage und die Zahlungsbilanz.

Hinsichtlich der künftigen Entwicklung der Gemeinschaft werden rechtzeitig vor der
nächsten Tagung des Europäischen Rates Vorschläge zur Neustrukturierung der Ge-
meinschaftspolitik im Einklang mit den Beschlüssen vom 30. Mai 1980 unterbreitet.

Der Europäische Rat hat die Fischereiprobleme geprüft. Er gab seiner Besorgnis dar-
über Ausdruck, daß keine Einigung erzielt wurde, da sich dies auf die europäische Inte-
gration und die im Fischereisektor Beschäftigten auswirkt. Er bat daher den Rat (Fische-
reiminister) in dieser Woche zur Lösung der Probleme zusammenzutreten.

Der Europäische Rat hat den Rat (Landwirtschaftsminister) gebeten, seine Beratun-
gen über die Vorschläge zu den Agrarpreisen und -einsparungen für 1981/1982 mit dem
Willen fortzusetzen und zu intensivieren, bis zum 1. April 1981 eine Einigung zu erzielen.

Die Entwicklung weiterer Gemeinschaftspolitiken ist nach wie vor eine dringende Auf-
gabe, wenn man die Lebensfähigkeit der Gemeinschaft auf längere Sicht gewährleisten
und die Ziele der wirtschaftlichen Konvergenz erreichen will.

Im Bereich der Industrie sollten koordinierte Bemühungen unternommen werden, um
die Entwicklung von fortgeschrittenen Technologien und Neuerungen zu fördern, damit die
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft gestärkt wird. Es sollte für eine rei-
bungslose Umstrukturierung der Industrie unter gebührender Berücksichtigung der Auf-
rechterhaltung fairer Wettbewerbsbedingungen und der sozialen Aspekte gesorgt werden.

Die Mitgliedstaaten sollten sich bei der Gewährung von staatlichen Hilfen zugunsten
der Industrie nicht überbieten, da sich diese Hilfe letztlich zum eigenen Nachteil und de-
struktiv auswirken würde. Insbesondere ist die Umstrukturierung der Stahlindustrie ein
vorrangiges Ziel. Der Europäische Rat unterstützt alle Komponenten der Schlußfolge-
rungen des Rates (Industrie) vom 3. März. Er hebt insbesondere hervor, daß die Einheit
des Marktes durch die Verringerung und schrittweise Beseitigung der staatlichen Hilfe
und durch die Verringerung unwirtschaftlicher Kapazitäten gewahrt werden muß.

Die Gemeinschaft kann einen weiteren Beitrag zum wirtschaftlichen Aufschwung lei-
sten, indem sie die bestehenden Mechanismen zur Koordinierung der Politik voll einsetzt
und dafür sorgt, daß die vorhandenen Fonds und Finanzmechanismen einen größtmögli-
chen Beitrag zu den vereinbarten sozialen und wirtschaftlichen Zielen und der Verringe-
rung der Arbeitslosigkeit leisten. In diesem Zusammenhang sollte den Möglichkeiten für
eine höhere technologische Ausbildung und die Ausbildung der Jugend besondere Auf-
merksamkeit gewidmet werden.

Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß die Europäische Gemeinschaft die wirt-
schaftliche Rezession auf diese Weise erfolgreich überstehen und einen bedeutsamen
Beitrag zur Wiederherstellung günstigerer Bedingungen leisten wird.

Spanien
Der Europäische Rat beglückwünschte den König und die Regierung Spaniens sowie das
spanische Volk für ihre Reaktion auf die Angriffe, die vor kurzem gegen die demokrati-
sche Ordnung ihres Landes gerichtet wurden.

Damit wurden die politischen Strukturen bestätigt, die den Beitritt eines demokrati-
schen Spaniens zu der demokratischen Gemeinschaft ermöglichen, welche die Europäi-
sche Gemeinschaft darstellt.

Nord-Süd-Beziehungen
Der Europäische Rat hat hervorgehoben und bekräftigt, welche Bedeutung der Eröff-
nung konkreter Verhandlungen zwischen Industrieländern und Entwicklungsländern
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über die schwerwiegenden internationalen Wirtschaftsprobleme zukommt. Im Hinblick
hierauf und auf die geplanten internationalen Konferenzen beauftragte der Europäische
Rat den Rat „Allgemeine Angelegenheiten", die Kommissionsvorschläge zur Gemein-
schaftspolitik im Nord-Süd-Dialog zu prüfen und ihm auf der nächsten Tagung im Juni
Bericht zu erstatten.

Europäischer Paß

Der Europäische Rat begrüßt die bedeutenden Fortschritte, die in letzter Zeit hinsicht-
lich der Einführung eines europäischen Passes erzielt wurden.

Sitz der Organe
Die Staats- und Regierungschefs haben einstimmig beschlossen, den Status quo bezüglich
der vorläufigen Arbeitsorte der Europäischen Organe zu bestätigen.

Europäische Politische Zusammenarbeit

Erklärung zu Nahost
Der Europäische Rat hat den Zwischenbericht des amtierenden Präsidenten, Herrn Dr.
C A . van der Klaauw, über die ersten Ergebnisse seiner Nahost-Mission zur Kenntnis ge-
nommen, die er zur Zeit im Namen der Zehn auf der Grundlage der Erklärungen von Ve-
nedig vom 13. Juni 1980 und von Luxemburg vom 2. Dezember 1980 durchführt.

Der Rat stellte mit Befriedigung fest, daß diese Mission bisher positiv aufgenommen
wurde, und wertete die Aufmerksamkeit und das Interesse der bereits konsultierten Par-
teien gegenüber den europäischen Bemühungen als ermutigend.

Im Lichte der Konsultationen, die Herr van der Klaauw in den kommenden Wochen
fortsetzt, wird auf der Tagung des Europäischen Rates am 29. und 30. Juni 1981 ein end-
gültiger Bericht vorgelgt werden.

Erklärung zu Libanon
Der Europäische Rat nimmt mit großer Besorgnis von den jüngsten Entwicklungen im
Süden Libanons Kenntnis, welche zu dem tragischen Tod von drei nigerianischen UNI-
FIL-Soldaten geführt haben, die dort zur Wiederherstellung von Frieden und Sicherheit
stationiert waren.

Wie der Europäische Rat bei zahlreichen Gelegenheiten erklärt hat, müssen die Unab-
hängigkeit, Souveränität und territoriale Unversehrtheit von Libanon uneingeschränkt
respektiert werden.

Der Europäische Rat ist der Ansicht, daß nur die vollständige Erfüllung des Mandats
der UNIFIL die Voraussetzungen für eine allmähliche Rückkehr des südlichen Landes-
teils unter die Souveränität Libanons schaffen kann.

Damit die UNIFIL ihr Mandat in ihrem gesamten Operationsbereich bis zu den inter-
national anerkannten Grenzen ausführen kann, rufen die zehn Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft, von denen einige der UNIFIL Truppen zur Verfügung stellen,
zur sofortigen und uneingechränkten Zusammenarbeit aller betroffenen Parteien auf.

In diesem Zusammenhang unterstützt der Europäische Rat die Erklärung des amtieren-
den Präsidenten des Sicherheitsrates vom 20. März 1981, in der davor gewarnt wird, den Be-
mühungen der UNIFIL, ihr Mandat voll zu erfüllen, Hindernisse in den Weg zu legen.

Erklärung zu Afghanistan
Der Europäische Rat stellt mit tiefer Besorgnis fest, daß die militärischen Operationen
der sowjetischen Truppen gegen das afghanische Volk, das sich dieser Einmischung von
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außen widersetzt, ununterbrochen weitergehen. Der tragische Verlauf der Ereignisse in
Afghanistan stellt für das afghanische Volk eine schwere Prüfung dar und findet seinen
Niederschlag in einem starken Zustrom von Flüchtlingen, die für die benachbarten Län-
der, ganz besonders für Pakistan, eine schwere Belastung darstellen. Diese Entwicklun-
gen in Afghanistan bleiben eine Bedrohung für die Stabilität der regionalen und weltwei-
ten Beziehungen.

Angesichts der Lage, die durch die sowjetische Invasion in Afghanistan entstanden ist,
hat der Europäische Rat schon häufig, insbesondere auf seiner Tagung im Juni 1980 in
Venedig, dazu aufgerufen, die Souveränität und territoriale Unversehrtheit Afghanistans
zu achten und jede Einmischung in seine inneren Angelegenheiten zu beenden. Er hat
mehrfach erklärt, daß eine Lösung erforderlich ist, die den Rückzug der ausländischen
Truppen aus Afghanistan vorsieht und es dem afghanischen Volk ermöglicht, sein Recht
auf Selbstbestimmung frei auszuüben, damit Afghanistan auf diese Weise zu seiner tradi-
tionellen Stellung als unabhängiger, neutraler und blockfreier Staat zurückkehrt.

Der Europäische Rat unterstützt jede Initiative, die das gewünschte Ergebnis herbei-
führen kann, und begrüßt insbesondere diejenige, die Gegenstand der Entschließung der
Vereinten Nationen vom 20. November 1980 war, und die Initiative, die kürzlich von
Frankreich ausging.

Erklärung zu Polen
Der Europäische Rat bekräftigt seinen Standpunkt zu Polen, den er in seiner Erklärung
vom 2. Dezember 1980 zum Ausdruck gebracht hat. Diese Erklärung hat heute die glei-
che Gültigkeit wie damals.

Der Rat stellt fest, Polen habe bewiesen, daß es in der Lage ist, seinen inneren Proble-
men im Geiste der Vernunft und Verantwortung selbst zu begegnen. Es liegt im Interesse
des polnischen Volkes, daß Polen dies weiterhin auf friedliche Weise und ohne Einmi-
schung von außen tut. Dies liegt ebenfalls im Interesse der Stabilität in Europa.

Der Rat verfolgt mit großer Sorge die jüngsten Entwicklungen in Polen. Er betont, daß
alle Unterzeichnerstaaten der Schlußakte von Helsinki verpflichtet sind, ihre Beziehun-
gen zu Polen auf die strikte Anwendung der Charta der Vereinten Nationen und der
Grundsätze dieser Schlußakte zu gründen.

Sie betonen, daß jede andere Haltung sehr ernste Folgen für die Zukunft der interna-
tionalen Beziehungen in Europa und in der Welt haben würde.

Der Europäische Rat hörte einen Bericht von Herrn Genscher über seinen kürzlichen
Besuch in Polen.

Der Europäische Rat erinnert daran, daß die Zehn auf die polnische Bitte um wirt-
schaftliche Unterstützung bereits einzeln und im Rahmen der Gemeinschaft eingegangen
sind. Sie sind bereit, im Rahmen ihrer Möglichkeiten und in Zusammenarbeit mit ande-
ren, weiterhin ihren Beitrag zur Erholung der polnischen Wirtschaft zu leisten, um damit
die eigenen Bemühungen des polnischen Volkes zu ergänzen.

Der Europäische Rat äußerte angesichts der gegenwärtigen Lage Verständnis für die
polnischen Wünsche nach zusätzlichen Lebensmittellieferungen. Er hat Kommission und
Rat ersucht, in Abstimmung mit den Partnerländern, die sich bereits an den Beratungen
in Paris beteiligen, diese Wünsche möglichst rasch zu prüfen. Er fordert den Rat, die
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, über ihre Beteiligung an dieser Aktion mit Vor-
rang zu beschließen.

Quel le : Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 29 vom
26. März 1981, S. 247-249.
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2. Bericht der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat in
Durchführung des Mandats vom 30. Mai 1980, vorgelegt am 24. Juni 1981

1. Die europäischen Staaten sind durch die Lektionen der Geschichte realistisch ge-
worden. Sie entschieden sich daher nach Kriegsende für den Wiederaufbau auf dem We-
ge der Solidarität. So kam es zu den ersten Ansätzen eines europäischen Einigungswer-
kes, dessen Früchte inzwischen ein gemeinsames Gut geworden sind.

Die Institutionen der Gemeinschaft sind heute den Bürgern Europas verpflichtet, die-
ses Gut zu wahren und zu mehren. Der Kommission wurde die Aufgabe zugewiesen, die
Entwicklung voranzuführen. Unter Wahrung des Erreichten hat sie die ständige Pflicht,
so zu handeln, daß die Gemeinschaft für die Völker Europas die sicherste Hoffnung dar-
stellt, die Zukunft zu meistern und zu beeinflussen.

In diesem Sinne legt die Kommission dem Rat ihre Antworten im Rahmen des Man-
dats vor, das ihr am 30. Mai 19801 erteilt wurde.

2. Europa, das nunmehr feste Formen angenommen hat, muß angesichts einer ernsten
weltweiten Krise seine Kräfte nutzen, um die Zwänge zu lockern, die es von außen beein-
flussen.

Seine Dimension erlaubt es, mit verstärktem Zusammenhalt die anstehenden Proble-
me anzugehen, die alle betreffen, ob es sich um die Energie oder die internationale Kon-
kurrenz, die Inflation und die Arbeitslosigkeit handelt. Der erreichte Stand der Integra-
tion, der nicht genügend ausgenutzt wurde, bietet Europa zusätzliche Mittel, um besser
mit den Problemen fertig zu werden.

3. Neben dem Einsatz von Gemeinschaftsinstrumenten zwingt der Umfang der Proble-
me zu einer gemeinsamen Strategie, die auf der Verstärkung des internen Zusammen-
halts und einem energischeren gemeinsamen Auftreten gegenüber der übrigen Welt be-
ruht. Wenn diese Realität von allen mit Nachdruck anerkannt wird, wenn ihr ein hinrei-
chend umfassender und glaubwürdiger Inhalt gegeben wird, kann diese potentielle Kraft
genutzt werden, um den internen Wandel zu vollziehen. Dann kann insbesondere auch
die dritte Erweiterung erfolgreich vollzogen und einer um ihre Zukunft besorgten Jugend
Vertrauen und Hoffnung wiedergegeben werden.

Die demnächst zwölf Mitgliedstaaten umfassende Gemeinschaft wird der Welt eine ex-
emplarische Antwort auf die Probleme geben, vor denen die Menschheit steht. Es ist eine
schwere, aber auch faszinierende Aufgabe, diese Lösung über ihre Grenzen hinaus zu
tragen und so die Erwartungen derer zu erfüllen, die nicht länger als Gefangene von
Angst und Egoismus leben wollen.

4. Die Gemeinschaftsinstitutionen müssen diese Verantwortung auf sich nehmen, in-
dem sie sich entschlossen und ohne Zögern für die volle Verwirklichung jenes poltischen
Paktes einsetzen, den jeder Mitgliedstaat mit seiner Unterschrift unter die Gründungs-
und Beitrittsverträge eingegangen ist.

Auf diese Weise wird die Gemeinschaft endlich voll und ganz die Rolle spielen können,
die ihr in der Welt zukommt. Sie wird als Katalysator für Frieden und Entwicklung die-
nen, wie sie es bereits für ihre Mitglieder tut.

5. Die Kommission stellt erneut fest, daß die Rückkehr zu dem von den Verträgen
vorgesehenen institutionellen Gleichgewicht zur Wiederherstellung der Einheitlichkeit
der Zielsetzung beitragen wird, die bei der Schaffung der Gemeinschaft bestanden hat.
Nur ein Entscheidungsprozeß, der in ausgewogenerer Weise den Beitrag sämtlicher Insti-
tutionen einbezieht und seine Dynamik wiederfindet, wird es gestatten, den Erwartungen
der Bürger Europas gerecht zu werden.

Die Kommission ist schließlich der Ansicht, daß die Gemeinschaftstätigkeit nicht aus-
gebaut werden kann, wenn der Haushalt der Gemeinschaft künstlich auf die jetzige Höhe
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begrenzt bleibt. Sie wird die notwendigen Initiativen ergreifen, um diesen Sachzwang zu
überwinden.

6. Das auf Solidarität und Integration der Volkswirtschaften gegründete Gemein-
schaftswerk, das sich als wesentliches Ziel seiner Bemühungen die ständige Verbesserung
der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen der Völker Europas gestellt hat, baut auf
zwei Schwerpunkten auf:
— Die Schaffung eines gemeinsamen Maktes mit gemeinsam niedergelegten Wettbe-
werbsregeln und einem gemeinsamen Außenzoll, die einen freien Waren- und Dienstlei-
stungsverkehr sichern, so daß die Industrie der Gemeinschaft wie auch die Arbeitskräfte
die Vorteile eines großen Marktes nutzen können;
— der Aufbau einer gemeinsamen Agrarpolitik als Voraussetzung für einen freien Wa-
renverkehr auch im landwirtschaftlichen Bereich, als Ansatzpunkt für die Hebung des
Lebensstandards der traditionell weniger begünstigten ländlichen Bevölkerung Europas
und als Mittel zur Sicherung der Ernährung.

Die Arbeit auf diesen beiden Schwerpunktgebieten sollte durch die Einführung eines
Währungssystems als unerläßlicher Bestandteil einer ausgewogenen Wirtschaftsentwick-
lung, sowie der Verwirklichung der Freizügigkeit und des freien Dienstleistungs- und Ka-
pitalverkehrs ergänzt werden. Die gemeinsame Handelspolitik und die Entwicklungspoli-
tik sollten der Gemeinschaft ihren Platz auf der Weltbühne sichern. Flankierende Maß-
nahmen müßten eingeführt werden, um mit besonderen Situationen fertig zu werden, in
denen die Regeln des Marktes allein nicht ausreichen.

7. Heute muß festgestellt werden, daß diese Arbeit nicht überall in gleichem Tempo
vorangetrieben wurde: dies erklärt zweifelsohne zum Teil die Krise, unter der die Ge-
meinschaft heute leidet, und den daraus entstandenen Vertrauensschwund.

Im übrigen haben die Entwicklung der Weltwirtschaft während der letzten zehn Jahre
und die dadurch ausgelöste Rollenveränderung im internationalen Kräftespiel deutlich
werden lassen, daß die bisherigen Politiken ergänzt und überprüft werden müßten.

8. Unausgewogenheit zeigt sich heute auch im Haushalt. Die Kommission ist jedoch
der Ansicht, daß dieser Bereich die Wirklichkeit in der Gemeinschaft nur zum Teil wider-
spiegelt. Er kann vor allem keine Bewertungselemente für die Politiken an die Hand ge-
ben, die sich nicht im Haushalt niederschlagen, wie z.B. die Wettbewerbspolitik, oder de-
ren Auswirkung bislang zu begrenzt war, um signifikant zu sein, wie z.B. die Industrie-
oder Energiepolitik. Die Gemeinschaftspolitiken haben im übrigen wirtschaftliche Kon-
sequenzen, die weit über den Haushaltsaspekt hinausgehen.

Daher hat sich die Kommission bei der Erfüllung ihres Mandats dafür entschieden, sich
nicht auf eine rein haushaltsmäßige Betrachtungsweise zu beschränken.

9. Es muß auf allen Gebieten versucht werden, die Versäumnisse der Vergangenheit
aufzuholen. Nur so läßt sich verhindern, daß erneut unannehmbare Situationen entste-
hen, und nur so besteht die Gewähr, daß die Interessen aller Mitgliedstaaten, der gegen-
wärtigen wie der zukünftigen, berücksichtigt werden.

Es ist illusorisch, eine echte Umstrukturierung in der Industrie oder eine ausgewogene-
re Entwicklung der Landwirtschaft erreichen zu wollen ohne Fortschritte im Bereich der
Wirtschafts- und Währungsunion, eine echte Freizügigkeit der Arbeitskräfte, ohne eine
Beschäftigungspolitik zu verwirklichen, die auf Gemeinschaftsebene eine kohärente Ant-
wort auf das Problem der Arbeitslosigkeit zu geben vermag. Eine größere Rolle in der
Welt spielen zu wollen, wäre für die Gemeinschaft illusorisch, wenn dies auf Kosten der
besonders gefährdeten Regionen und Wirtschaftszweige ginge.

Die Kommission glaubt, daß eine gemeinsame Gesamtstrategie, deren allgemeine
Konzeption und Leitlinien von allen eindeutig akzeptiert würden mit der notwendigen
Strenge, aber auch der Solidarität, die sie voraussetzt, neue Perspektiven eines gesunden
und damit dauerhaften Wachstums und einer besseren Beschäftigung öffnen würde.
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10. Auf wirtschafts- und währungspolitischer Ebene schlägt sie hierfür vor, daß die
Gemeinschaft die Wirkung der einzelstaatlichen Politiken verstärkt, die Zone der Wäh-
rungsstabilität, um deren Aufbau sie sich bemüht, konsolidiert und gegenüber unseren
Partnern die Interessen Europas verteidigt. Hierbei muß sie sich im Inneren auf eine ech-
te Koordinierung, unterstützt durch verbindlichere Instrumente, und im Außenbereich
auf ein klares gemeinsamen Vorgehen stützen.

Die Weiterentwicklung des Europäischen Währungssystems würde viel zum Erfolg ei-
ner solchen Politik beitragen, wenn sich alle Mitgliedstaaten daran beteiligen würden und
der Verpflichtung, die ECU zum Angelpunkt des Systems zu machen, nachkommen wür-
de. Die Erfordernisse der Wirtschaft der Gemeinschaft und der Stand der weltweiten
Währungsordnung rechtfertigen entscheidende und zügige Fortschritte in Richtung auf
ein institutionalisiertes Europäisches Währungssystem.

11. Der systematischen Nutzung der durch den großen europäischen Markt gebotenen
Möglichkeiten kommt die gleiche Vorrangstellung zu. Für die Entwicklung einer moder-
nen und dynamischen europäischen Industrie in Europa ist die Rolle eines zusammenge-
schlossenen einheitlichen Marktes nach wie vor von großer Bedeutung, denn auf diese
Weise können die Wirtschaftsteilnehmer von einem Raum kontinentalen Ausmaßes pro-
fitieren und ihre Investitionen unter Bedingungen durchführen, die in bezug auf die Si-
cherheit mit denen ihrer amerikanischen oder japanischen Konkurrenten vergleichbar
sind. Die Unternehmungen der Gemeinschaft müssen dieses Kapital des Vertrauens voll
ausnutzen, das aus wirtschaftlicher oder ordnungspolitischer Sicht ein echter Binnen-
markt darstellt.

Die Errichtung einer Zollunion war eine der ersten verwirklichten europäischen Ziele:
ihre Entwicklung setzt in erster Linie die Fähigkeit voraus, die Hindernisse verschieden-
ster Art zu beseitigen, die immer noch bestehen und der Schaffung des Gemeinsamen
Marktes entgegenstehen. Die Kommission wird die in dieser Hinsicht erforderlichen, ge-
zielten Initiativen ergreifen. Es ist als durchaus legitim anzusehen, daß die öffentliche
Hand — auch auf europäischer Ebene — im Rahmen ihrer Befugnisse weiterhin ihren
Beitrag zur Schaffung eines besseren Wirtschaftsklimas leistet und die Investitionsbereit-
schaft wie das Produktivitätswachstum fördert.

12. Die durch einen echten Binnenmarkt gebotenen Möglichkeiten reichen jetzt je-
doch nicht mehr aus, um die Gemeinschaft in die Lage zu versetzen, die sie lähmende
Unsicherheit zu überwinden und eine tiefgreifende wirtschaftliche Änderung vorzuneh-
men. Sowohl Handels- als auch Verhaltensweisen setzen eine echte und konkrete Dyna-
mik voraus, um die durch die Energiekrise ausgelösten Spannungen zu überwinden, um
die im Bereich der Forschung immer häufger zu verzeichnenden Verspätungen aufzuho-
len, um schließlich das schleppende Tempo wieder wettzumachen, mit dem die industriel-
le Innovation anläuft.

An die Stelle von Zersplitterung und Isolierung nationaler Standpunkte gilt es, die
Verständigung auf Gemeinschaftsebene zu erreichen; Initiativen gebührt der Vorrang
vor der Konsolidierung des bereits Erreichten; die finanziellen Mittel sind nicht nach dem
Gießkannenprinzip, sondern schwerpunktmäßig einzusetzen; nach außen hin ist die Stär-
ke zu nutzen, die durch vorher vereinbarte Positionen entsteht — dies alles sind vernünfti-
ge Ziele. Sie werden dennoch nicht verfolgt. Wegen dieser Nachlässigkeit ist die Gemein-
schaft der Möglichkeit beraubt, aus ihrer tatsächlichen Dimension Kapital zu schlagen.
Eine Antwort auf die jetzt gestellte Herausforderung erfordert, daß eine neue Strategie
vorgeschlagen wird.

13. Die Energieerzeugung, vor allem die Erschließung neuer Energieträger sowie die
damit verbundenen industriellen Mittel stellen einen besonders wachstumsdynamischen
und arbeitsplatzschaffenden Bereich dar. Eine erfolgreiche Energiepolitik trägt auch da-
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zu bei, daß die Belastungen der Zahlungsbilanz verringert werden. Damit wird auch der
wirtschaftliche Wiederaufschwung gefördert.

Die Kommission wird die Annahme genau umrissener Ziele vorschlagen, zum einen, um
die unumgänglichen Einsparungen auch tatsächlich zu verwirklichen, und zum anderen,
um die Mittel der Energieerzeugung zu steigern, die erforderliche Infrastruktur zu errich-
ten, die Energieträger zu diversifizieren und die Nutzung neuer Energiequellen zu fördern.
Sie wird die Finanzierung dieser Maßnahmen durch die Koordinierung der einzelstaatli-
chen Mittel und den verstärkten Einsatz der Gemeinschaftsinstrumente erleichtern. Die
kleinen und mittelständischen Unternehmen werden an diesen Bemühungen beteiligt.

Die Gemeinschaftssolidarität muß endlich durch die Errichtung gemeinsamer Mecha-
nismen zur Bewältigung von Versorgungsengpässen und durch eine konsequente Preispo-
litik zum Ausdruck gebracht werden. Die Kommission wird diesbezügliche Vorschläge
vorlegen.

Auf dieser Grunlage kann die Gemeinschaft dann unter Wahrung ihrer Interessen die
Zusammenarbeit mit anderen Industriemächten weiterentwickeln, kann eine konstrukti-
ve Diskussion mit den Erdölerzeugern einleiten und zur Lösung der Probleme der Ent-
wicklungsländer sowohl im Wege des Technologietransfers als auch durch die Hilfelei-
stung bei der Entwicklung ihrer Energieressourcen beitragen.

14. Ein eigenständiges Gesellschaftsmodell, die politische und wirtschaftliche Unab-
hängigkeit der Gemeinschaft, die Wettbewerbskraft der Unternehmen sind ohne die völ-
lige Beherrschung der Spitzentechnologien nicht denkbar. Die vielfach eingetretenen
Verspätungen, die Zunahme der Kosten, die Schwierigkeiten bei dem Versuch, den un-
abdingbaren Forschungsaufwand im Alleingang durchzuführen, stellen die wissenschaft-
liche und technologische Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaft in Frage und lassen an-
gemessene Maßnahmen immer dringlicher erscheinen. Aufgrund der Gemeinschaftsdi-
mension können diese Maßnahmen unter Bedingungen der Effizienz und der Wirtschaft-
lichkeit der Haushaltsführung durchgeführt werden.

Neben der Feststellung eingetretener Verspätungen und Aufgaben der Koordinierung
wird die Kommission die Durchführung vorrangiger Forschungsprogramme in den Berei-
chen Energie, Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Umweltschutz, nukleare
Sicherheit und Biotechnologie fördern. Im Rahmen derartiger Gemeinschaftsprogramme
wird die Bildung europäischer interdisziplinärer Forschungsteams gefördert, die unbe-
dingt erforderlich sind, um der Forschung die Qualität zu verleihen und den Maßstab zu
sichern, die allein den Erfolg garantieren.

15. Die Entwicklung dieser neuen Technologien, wie z.B. der Telematik, und der In-
dustrien, die diese Technologien anwenden, ändert die Zukunftsaussichten von Grund
auf. Neue Produkte und neue Dienstleistungen mit sehr rasch wachsender Nachfrage tau-
chen auf dem Markt auf. Die Produktionsbedingungen ändern sich und damit auch die
Grundgegebenheiten des internationalen Wettbewerbs. Dieses Phänomen spielt für die
Klein- und Mittelbetriebe eine besonders wichtige Rolle, deren finanzielle und technische
Mittel nicht immer ausreichen, um sich auf die sich rasch ändernden äußeren Bedingun-
gen einstellen zu können.

Auf diesem Gebiet gerät die Gemeinschaft allerdings in einen gefährlichen Rückstand
gegenüber den anderen großen Industriemächten. Sie kann die Verspätung wieder aufho-
len, wenn sie sich bewußt wird, daß diese Entwicklung unvermeidbar, doch auch positiv
ist. Sie führt zu neuen industriellen und sozialen Beziehungen. Die Gemeinschaft muß
dementsprechend entschlossen und zügig handeln.

Als Unterstützung der Bemühungen der Unternehmungen und der Mitgliedstaaten
kann die Gemeinschaft bei der Entwicklung neuer Techniken und Industrien einen eigen-
ständigen und wahrscheinlich unersetzlichen Beitrag leisten. Es handelt sich nicht nur
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darum, vorgeschlagene F+E-Programme festzulegen und durchzuführen, sondern auch
darum, völlig neue Informations- und Ausbildungsprobleme gemeinsam anzugehen. Au-
ßerdem sollte man aus dem großen Markt, den die Gemeinschaft bietet, Nutzen ziehen
und gemeinsame Normen festsetzen und Vorteile aus der größeren Bedeutung der öffent-
lichen Aufträge gewinnen.

16. Schließlich ist eine aktive Wettbewerbspolitik notwendig, insbesondere auf dem
Gebiet der staatlichen Beihilfen.

Diese Politik hat mehrere Funktionen zu erfüllen: Sie sorgt dafür, daß der Wettbewerb
zwischen den Staaten nicht verfälscht wird; sie wirkt anpassungfördernd auf die Industrie
der Gemeinschaft; sie wird sowohl als Koordinierungsinstrument als auch als Faktor ei-
ner konvergierenden wirtschaftlichen Entwicklung benutzt. Hierfür ist eine bessere Er-
fassung der regionalen Notwendigkeiten sowie eine konsequente Anwendung der Wett-
bewerbsregeln auf dem Gebiet der Unternehmensbeihilfen erforderlich. Die Anwendung
dieser Regeln wird bei der Teilnahme am industriellen Anpassungsprozeß zur Moderni-
sierung des Produktionsapparates beitragen.

Die der Kommission aufgrund der Verträge verliehenen Befugnisse können nur zum
Teil die Auswirkungen bestimmter anderer Politiken erfassen, durch die die Wettbe-
werbsstellung der Unternehmen geändert wird. Die Gemeinschaft muß neue Anstren-
gungen unternehmen, um diese Politiken herauszuschälen und Gegenmaßnahmen einzu-
leiten, wobei insbesondere an Subventionen für den Verkehr, differenzierte Energieprei-
se und bestimmte Steuermaßnahmen zu denken ist.

17. Es ist jedoch schwer vorstellbar, daß die Gemeinschaft in diesen verschiedenen
Bereichen ausgewogene und endgültige Fortschritte machen kann, wenn es ihr nicht
gleichzeitig gelingt, Ordnung in ihre Haushaltsangelegenheiten zu bringen.

Die Überlegungen der Kommission und die daraus resultierenden Vorschläge betref-
fen in erster Linie die gemeinsame Agrarpolitik, die Regionalpolitik und die Sozialpoli-
tik, da diese Bereiche einen besonders hohen Anteil am Haushalt haben. Der Kommis-
sion ging es im wesentlichen darum, die finanzielle Solidarität der Gemeinschaft in einem
begrenzten Haushaltsrahmen wirksamer zu gestalten und besser auf alle Mitgliedstaaten
zu verteilen.

Die Kommission hat des weiteren berücksichtigt, daß die Dimension der Gemeinschaft
demnächst mit dem Beitritt zweier neuer Mitgliedstaaten wachsen wird. Die wirtschaftli-
che und soziale Lage dieser Staaten wird bestimmten Problemen, denen die Gemein-
schaft derzeit gegenübersteht, noch erheblich mehr Gewicht verleihen.

18. Die Bemühungen müssen in erster Linie bei der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)
ansetzen.

Die Bilanz, die nach zwanzigjähriger Anwendung der GAP gezogen werden kann, ist
insgesamt positiv.

Die im Vertrag aufgestellten Ziele sind erreicht worden, ob es sich nun um die gesi-
cherte Nahrungsmittelversorgung handelt, die Befriedigung der Bedürfnisse der Ver-
braucher, Produktivitätsfortschritte oder um die Verbesserung der landwirtschaftlichen
Einkommen.

Gemessen an diesen Zielen und Ergebnissen sind die Gesamtkosten der gemeinsamen
Agrarpolitik mit 0,5 % des BSP der Gemeinschaft nicht überhöht. Eine „Renationalisie-
rung" würde im übrigen für die Mitgliedstaaten noch aufwendiger sein. Schließlich gilt zu be-
denken , daß kein Land ohne Agrarpolitik auskommen kann und daß die von den wichtigsten
Konkurrenten der Gemeinschaft verfolgte Agrarpolitik kaum weniger kostspielig ist.

19. Wie dies im Mandat selbst betont wird, sind die drei untrennbaren Prinzipien der
gemeinsamen Agrarpolitik — Einheit des Marktes, Gemeinschaftspräferenz und finan-
zielle Solidarität — nach Auffassung der Kommission nach wie vor wesentlich. Schließlich
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vertritt sie die Auffassung, daß es weder möglich noch wünschenswert ist, die Mechanis-
men dieser Politik von Grund auf zu verändern, daß Anpassungen jedoch möglich und
notwendig sind.

Durch das Zusammenwirken zweier Faktoren, der Produktivitätssteigerungen und der
Auswirkungen der Marktorganisationen, hat die Gemeinschaft heute bei den meisten
großen landwirtschaftlichen Produktionen mehr als die volle Selbstversorgung erreicht.
Das Gebot einer gesunden Verwaltung im Verein mit den Sachzwängen des Haushalts er-
fordert daher eine bessere Kontrolle der mit dem Funktionieren der Marktorganisationen
verbundenen unerwünschten Wirkungen.

20. Die Kommission ist daher zu den nachstehenden Schlußfolgerungen gelangt:
— Die Überlegungen hinsichtlich des landwirtschaftlichen Einkommens sind von grund-
sätzlicher Bedeutung; allerdings dürfen sie nicht mehr alleinige Bezugsgröße oder Richt-
schnur für die Festsetzung der Garantiepreise sein;
— hinsichtlich der strukturell überschüssigen Produkte ist es weder wirtschaftlich noch fi-
nanziell tragbar, den Erzeugern eine totale Preisgarantie zu geben;
— in Anbetracht des in der Gemeinschaft bei den meisten landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen erreichten Selbstversorgungsgrades und mit Rücksicht auf die Interessen der Verbrau-
cher müssen die Preise mehr als bisher mit Blick auf die Marktrealitäten festgesetzt werden.

21. Nach Prüfung aller möglichen Lösungen empfiehlt die Kommission, die Entschei-
dungen über die gemeinsame Agrarpolitik an den folgenden Punkten auszurichten. Da-
bei sind diese Orientierungspunkte so zu kombinieren, daß die Ziele des Vertrages zu
den geringstmöglichen Kosten eingehalten werden.
— Eine Preispolitik, die um der Wettbewerbsfähigkeit willen auf eine Annäherung der
Gemeinschaftspreise an die Preise ihrer Hauptkonkurrenten sowie auf eine Preisstruktur
gestützt ist, die auf eine ausgewogeneres Verhältnis der Produktionen untereinander aus-
gerichtet ist;
— eine aktive Handelspolitik unter Wahrung der internationalen Verpflichtungen der
Gemeinschaft;
— Anpassung der Garantien unter Berücksichtigung der Produktionsziele der Gemein-
schaft, die nach Maßgabe der internen Nachfrage zu definieren sind;
— eine aktive Strukturpolitik, die auf die besonderen Merkmale eines jeden Agrarge-
biets zugeschnitten ist;
— Möglichkeit von Einkommensbeihilfen, die in besonderen Fällen bestimmten Erzeu-
gern zugute kämen;
— eine stärkere Kontrolle der Produktqualität durch die Gemeinschaft; eine stärkere
Gemeinschaftskontrolle der Verwaltung der Mittel des EAGFL;
— eine stärkere Disziplin hinsichtlich der einzelstaatlichen Beihilfen, durch die vermie-
den werden soll, daß diese die Wirkung der Gemeinschaftspolitiken abschwächen.

22. Die Politik der gemeinsamen Preise ist weiterhin ein wesentliches Instrument der
Agrarpolitik.

Sie beruht jedoch auf der Vorstellung eines reibungslos funktionierenden Europäi-
schen Währungssystems, insbesondere einer nennenswerten Annäherung der Inflations-
raten. Durch einzelstaatliche und gemeinschaftliche Politiken, die eine solche konvergie-
rende Entwicklung fördern, kann auch vermieden werden, daß bei den Entscheidungen
im Bereich der Preise nationalen Verhältnissen Rechnung zu tragen ist, die zu stark von-
einander abweichen.

Die Preispolitik muß mehr als bisher die Aussichten der Weltmärkte einbeziehen. Die
Kommission ist sich bewußt, daß die Entwicklung der Weltmarktpreise mitunter nur ein
Zerrbild darstellt; deshalb müssen sich die praktischen Einzelheiten dieser Politik nach
den besonderen Merkmalen jedes Erzeugnisses richten. Ziel der Gemeinschaft wird es
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demnach sein, die Garantiepreise schrittweise an die Preise eines besser organisierten
Weltmarktes anzunähern, damit auf diesem Wege Ertragssteigerungen genutzt werden
und die Entstehung anormaler situationsbedingter Renten verhindert wird.

Hierzu wird die Gemeinschaft eine strikte Politik in bezug auf die Gemeinschaftspreise
und eine aktivere Ausfuhrpolitik führen müssen. Ziel letzterer Politik wird es sein, die
Weltmarktpreise durch Kooperationsabkommen zu stabilisieren. Ergänzend hierzu wer-
den langfristige Ausfuhrverträge abzuschließen sein, sobald für die Getreideausfuhren
keine Erstattungen mehr notwendig sind.

Eine solche Außenhandelsstrategie würde auch die Entwicklung einer starken und gut
organisierten Agrar- und Nahrungsmittelindustrie fördern. Sie würde den Interessen der
Entwicklungsländer nicht zuwiderlaufen.

Die Gemeinschaft wird außerdem die Entwicklung von Einfuhren verfolgen, die er-
hebliche Störungen der Märkte auslösen könnten, und sie wird für ein konsistentes Zu-
sammenspiel ihrer Handelspolitik und ihrer Agrarpolitik sorgen.

23. Die Erzeuger müssen mehr als bisher mit den Marktrealitäten hinsichtlich der Ab-
satzmöglichkeiten für ihre Produktion konfrontiert werden. Für alle Sektoren müßten da-
her auf Gemeinschaftsebene mengenmäßige Produktionsziele festgelegt werden. Bei Er-
reichen dieser Produktionsziele würde eine Beteiligung der Erzeuger oder eine Begren-
zung der Interventionsgarantie eingeführt.

Diese Produktionsziele müssen zwangsläufig den Marktentwicklungsaussichten sowie
dem jeweils gewünschten Selbstversorgungsgrad Rechnung tragen. Außerdem müssen
die Einfuhren aufgrund der internationalen Verpflichtungen der Gemeinschaft und ihr
Anliegen berücksichtigt werden, einen dauerhaften Platz als Lieferant auf einem Welt-
markt einzunehmen, der bei einer Reihe wichtiger Güter ein chronisches Defizit auf-
weist.

24. Die Produktionsziele und die Interventionsmethoden müssen je nach Erzeugnis
unterschiedlich festgelegt werden.

Im Zuckersektor besteht bereits ein wirksames System. Im Getreidesektor sind die lei-
stungsfähigsten Betriebe der Gemeinschaft international wettbewerbsfähig: mit einer
Verringerung des Interventionspreises bei Überschreitung eines Produktionsziels, das an-
nähernd dem Binnenmarktverbrauch entspricht, ließen sich zugleich die wettbewerbsfä-
higsten Betriebe weiter entwickeln und die Interventionskosten begrenzen.

Hinsichtlich der Milcherzeugnisse vertritt die Kommission die Ansicht, daß das Ziel,
die Erzeugung in gewissem Maße zu kontrollieren, durch eine Erweiterung des Systems
der Mitverantwortung der Erzeuger erreicht werden kann. Andere Maßnahmen werden
sich nicht umgehen lassen, wenn diese Erweiterung nicht erfolgt.

25. Gleichlaufend mit den oben erläuterten Anpassungen müßte eine strikte Politik
der Qualitätskontrolle sichergestellt werden.

Außerdem müßte die Kommission im Rahmen des ihr übertragenen Managements der
Agrarmittel eigene Kontrollbefugnisse und Kontrollmittel erhalten.

26. Die hier skizzierten Orientierungslinien auf dem Gebiet der Preise und der Erzeu-
gung lassen sich nicht ohne Berücksichtigung der Einkommensprobleme bestimmter Er-
zeuger anwenden. Deshalb zieht die Kommission in bestimmten Fällen eine Politik direk-
ter Einkommensbeihilfen in Betracht, die — wegen der unvermeidlichen finanziellen La-
sten — auf kleine Betriebe begrenzt wäre. Die Gemeinschaft würde über solche Beihilfen
entscheiden und die für sie maßgeblichen Kriterien festlegen. Auf dieser Grundlage
könnte eine Beteiligung der Gemeinschaft an ihrer Finanzierung vorgesehen werden.

27. Die Probleme der Erzeuger in durch die Natur benachteiligten Regionen müssen
aus einem anderen Blickwinkel betrachtet werden. Die Gemeinschaft hat sich bereits mit
den Problemen der Berg- und Randgebiete befaßt.
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Die Probleme der Mittelmeerregionen müssen wegen der relativen Bedeutung des
Landwirtschaftssektors für die dortige Wirtschaft hervorgehoben werden. Die gemeinsa-
me Agrarpolitik im Bereich der Marktordnungen und der Strukturverbesserungen muß
zu einer Verbesserung ihrer Situation beitragen. Sie kann allerdings weder an die Stelle
anderer Politiken treten, noch für sich allein die Gesamtheit der Probleme lösen, die sich
vor allem aus dem allgemeinen und diesen Regionen eigenen wirtschaftlichen Zusam-
menhang ergeben.

28. Die Lösung der Schwierigkeiten, mit denen die Landwirtschaft des Mittelmeer-
raums zu kämpfen hat, setzt eine tiefgreifende Veränderung der Verhaltensweisen der
Landwirte und der Produktionsstrukturen voraus. Die Kommission übersieht die Fristen
nicht, die zu einer Beurteilung der Ergebnisse erforderlich sind, andererseits möchte sie
jedoch mittelfristige Gemeinschaftsprogramme vorschlagen, in deren Rahmen gleichzei-
tig mehrere Politiken integrieren, und zwar in bezug auf die Einkommen, den Markt, die
Produktionen und die Strukturen.

29. Bei ihrem Beitrag zu den Bemühungen um eine Lösung der Schwierigkeiten der
Landwirtschaft des Mittelmeerraums muß sich die Gemeinschaft stets von zwei wichtigen
Prinzipien leiten lassen: dem Grundsatz der Gleichwertigkeit und dem der Billigkeit. Die
Gleichwertigkeit erfordert, daß die gemeinsame Agrarpolitik gemäß den Grundprinzi-
pien der Verträge ohne Unterschied auf die Erzeugnisse des Mittelmeerraums Anwen-
dung findet. Die Billigkeit schließt aus, daß die erforderlichen Veränderungen zu
schlechten Existenzbedingungen für die Betroffenen führen.

30. Im Rahmen der Gemeinschaftsprogramme, die die Kommission zugunsten der
Mittelmeerländer ausarbeitet, werden sowohl die Agrarinstrumente als auch die sonsti-
gen Finanzinstrumente der Gemeinschaft eingesetzt. Sie werden in enger Zusammenar-
beit mit den Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten ausgearbeitet, um die Ziele natio-
naler und regionaler Programme darin einbauen zu können. Die Kommission wird sie
dem Rat und dem Parlament bis Ende 1982 vorlegen.

31. Die hier skizzierten Orientierungslinien zur gemeinsamen Agrarpolitik respektie-
ren die Grundsätze, auf denen diese Politik aufbaut. Sie führen Anpassungen in das Ma-
nagement der Märkte ein, die unerläßlich sind, wenn die widernatürlichen Auswirkungen
der Produktivitätsgewinne auf die Verbraucher wie auf den Haushalt ausgeschaltet wer-
den sollen. Wenn diese Orientierungslinien effektiv angewendet werden, ist zu erwarten,
daß Agrarausgaben künftig langsamer wachsen als der Haushalt der Gemeinschaft. Da-
durch würden zusätzliche Mittel freigesetzt, um die Solidarität der Gemeinschaft in ande-
ren Bereichen zu stärken.

32. Ausdruck dieser Solidarität sind die Regional- und die Sozialpolitik, deren Not-
wendigkeit durch die augenblicklichen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse noch
zwingender erscheint.

Alle diesen Politiken zur Verfügung stehenden Instrumente haben sich im Laufe der
letzten Jahre rasch ausgeweitet: 1981 sieht der Haushalt annährnd 3 Milliarden ECU zu-
gunsten der Tätigkeiten im regionalen und sozialen Bereich vor. Diese im Vergleich zu
den nationalen Haushalten begrenzten Mittel lassen nur wenig Spielraum gegenüber den
Zielen, die den verschiedenen Fonds zugewiesen sind. Allerdings kommt noch der Effekt
der rund 4 Milliarden ECU hinzu, die sich aus der Anleihe- und Darlehenstätigkeit der
Gemeinschaft ergeben.

33. Das Tempo der Ausweitung dieser Instrumente und die erhebliche Nachfrage, die
nach ihnen besteht, stellen ihre Bedeutung offensichtlich unter Beweis. Dennoch besteht
ein erheblicher Spielraum für eine Verbesserung ihrer Wirksamkeit. Eine größere Wirk-
samkeit könnte dadurch erreicht werden, daß die Bemühungen in erster Linie dort ein-
setzen, wo die gravierendsten Probleme bestehen; des weiteren dadurch, daß sich Ziele
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und Interventionen der verschiedenen Gemeinschaftsinstrumente in ein Gesamtkonzept
einfügen; sowie schließlich durch die Koordinierung dieser Interventionen mit den natio-
nalen Mitteln, um den flankierenden Charakter der Gemeinschaftsinterventionen gegen-
über den einzelstaatlichen Maßnahmen zu sichern.

34. Für die für den Regionalfonds und den Sozialfonds geltenden Verordnungen und
Verfahren ist für Ende 1981 beziehungsweise 1982 eine Revision vorgesehen. Die Kom-
mission legt nachstehend die Orientierungen vor, die zu diesen Zeitpunkten noch präzi-
siert werden. Sie schlägt auch Orientierungen über die Zukunft der Anleihe- und Dale-
hensmechanismen vor.

35. Die Verringerung der regionalen Ungleichgewichte bleibt ein vorrangiges Ziel der
Politik der Gemeinschaft. Da die Verantwortung in diesem Bereich vor allem auf natio-
naler und lokaler Ebene liegt, gründet die Gemeinschaft ihre Aktion auf ein breites Spek-
trum von Instrumenten, die nicht ausschließlich finanzieller Art sind. Die Koordinierung
der einzelstaatlichen Regionalpolitiken und der Beihilfesysteme mit regionaler Zweckbe-
stimmung mit den Interventionen des Regionalfonds ist besonders wichtig. Dies gilt auch
für die Berücksichtigung der regionalen Auswirkungen bei der Definition der anderen
Gemeinschaftspolitiken.

36. Was den Regionalfonds selbst betrifft, ist die Kommission der Ansicht, daß erheb-
liche Änderungen vorgenommen werden sollten, um die Wirksamkeit seiner Interventio-
nen zu verbessern und seine Durchschlagkraft zu vergrößern. Eine verstärkte Konzentra-
tion der budgetären Mittel des Fonds ist notwendig, da sie nicht ausreichen und wahr-
scheinlich auch in Zukunft nicht ausreichen werden, um den Entwicklungsproblemen der
Gemeinschaft insbesondere nach ihrer nächsten Erweiterung zu genügen.

Die gegenwärtig in einzelstaatliche Quoten aufgeteilte Abteilung des Regionalfonds
müßte derart verändert werden, daß er die Mittel noch stärker auf die strukturell stark
unterentwickelten Regionen konzentriert2.

Ein deutlich höherer Teil der Mittel des Fonds muß der „quotenfreien" Abteilung zu-
gewiesen werden. Diese Mittel sind in stärkerem Maße für die Regionen der Gemein-
schaft bestimmt, die besonders von Problemen der industriellen Schrumpfung oder von
den Auswirkungen bestimmter Gemeinschaftspolitiken betroffen werden.

Die Änderung der Mechanismen des Fonds und seiner operationeilen Kriterien müß-
ten den Übergang von einem System der Unterstützung einzelner Projekte zu einem neu-
en System vorsehen, dem zufolge regionale Infrastrukturprogramme und regionale Inve-
stitionsbeihilfeprogramme, in deren Rahmen sich von der Gemeinschaft geförderte Ein-
zelprojekte einfügen müßten, gemeinsam mit den Mitgliedstaaten finanziert werden.

37. Die Gemeinschaftssolidarität muß auch in kohärenter Weise mit den Zielen der
Wirtschafts- und Sozialpolitik im Sozialbereich zum Ausdruck kommen. Dabei muß
künftig der Schaffung von Arbeitsplätzen Vorrang eingeräumt werden; der traditionellen
Rolle des Sozialfonds, die in der Förderung der örtlichen und beruflichen Freizügigkeit
der Arbeitskräfte besteht, wird künftig erhöhte Bedeutung beigemessen werden.

Besondere Anstrengungen muß die Gemeinschaft in den Regionen machen, in denen
die traditionellen Industrien konzentriert sind, um eine einfallsreichere Arbeitsmarktpo-
litik zu entwickeln. Außerdem muß der Sozialfonds mit den notwendigen Mitteln ausge-
stattet werden, um eine angemessene und rechtzeitige Anpassung der Arbeitskräfte an
Beschäftigungsmöglichkeiten zu gestatten, die die Nutzung neuer Wachstumsbereiche
und des lokalen wirtschaftlichen Potentials bietet.

Zu diesem Zweck muß der Sozialfonds integrierte Ausbildungs- und Beschäftigungs-
programme fördern, die speziell auf die lokalen und regionalen wirtschaftlichen Bedin-
gungen zugeschnitten sind.

Unter diesem Aspekt muß das derzeitige Spektrum seiner verwaltungsmäßig kompli-
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zierten Interventionen überprüft werden. Der Akzent muß auf Beihilfen gelegt werden,
die auf die Schaffung von Arbeitsplätzen und Hilfsdiensten abzielen, die im Bereich der
Information, Beratung und technischen Hilfe und auf dem Gebiet der Berufsausbildung
der Jugendlichen wichtig sind. Des weiteren würde der Einsatz integrierter Programme
die Möglichkeit bieten, die Komplementarität mit den übrigen Gemeinschaftsfonds wie
auch mit den nationalen Instrumenten besser zu nutzen.

Um Zugeffekte in anderen Bereichen auszulösen, muß der Sozialfonds über ausrei-
chende Mittel zur Förderung einer echten Ausweitung der beschäftigungs- und vor allem
ausbildungspolitischen Maßnahmen verfügen. Damit die Maßnahmen des Sozialfonds
auf das Wesentliche ausgerichtet werden und seine Bemühungen konzentriert werden,
müßten seine Interventionen von den Zwängen, die bislang seine Wirksamkeit einge-
schränkt haben, befreit werden. Hierfür wird die Kommission Vorschläge zu den forma-
len Organisationsmodalitäten des Fonds unterbreiten, um diese flexibler zu gestalten.

38. Zur Erreichung der dem Regionalfonds und dem Sozialfonds gesetzten Ziele müs-
sen nach Ansicht der Kommission die ihnen zugewiesenen Mittel stärker wachsen als das
Volumen des Gesamthaushalts.

Die Kommission betont andererseits, daß sie es sich hier wie an anderer Stelle versagt
hat, durch Einführung künstlicher Gemeinschaftspolitiken ein vorgebliches Haushalts-
gleichgewicht anzustreben.

39. Auch wenn die Gemeinschaft den Umfang der gemeinschaftlichen Anleihe- und
Darlehensinstrumente noch erhöhen kann, so hält es die Kommission doch für erforder-
lich, sie besser auszunutzen. Sie empfiehlt insbesondere,
— das Schwergewicht stärker auf die Klein- und Mittelbetriebe zu legen;
— in bestimmten vorrangigen Gebieten Zinszuschüsse zugunsten von Großvorhaben zu
verwenden, die nicht mit Produktivitätsinvestitionsvorhaben zusammenhängen;
— den Einsatz dieser Anleihe- und Darlehensinstrumente mit dem der Strukturzwecken
dienenden Fonds wie dem Regionalfonds zu kombinieren, aus dem bereits bestimmte der
oben genannten Zinszuschüsse finanziert werden können.

40. Die von der Kommission vorgeschlagenen Optionen und Orientierungslinien las-
sen sich nicht von den finanziellen Mitteln der Gemeinschaft trennen. Die wirksamste
Nutzung der Finanzierungsmittel hat eine ständige Priorität. Die Kommission kann eine
künstliche Beschränkung der Eigenmittel nicht akzeptieren und wird ihre Aufstockung
vorschlagen, wenn die Durchführung der gestellten Ziele davon abhängt.

41. Die Kommission hat die Folgen der vorgeschlagenen Orientierungen auf die Ent-
wicklung des Haushalts der Gemeinschaft untersucht. In jedem Fall könnte sich ihre
Durchführung erst nach einer gewissen Frist auswirken. Die Kommission hat daher eine
Analyse der Haushaltssituation vorgenommen:

Eine Prüfung der Struktur der Ausgaben3 aufgegliedert nach großen Kategorien:
— Verwaltungsausgaben
— Rückvergütungen
— Ausgaben zur Unterstützung bestimmter Gemeinschaftsaktionen (Industrie, Energie,
Forschung usw.)
— Strukturelle Ausgaben (EFRE, ESF, EAGFL/Ausrichtung)
— Ausgaben zugunsten der Drittländer
— EAGFL/Garantie
zeigt, daß die Verwendung der Mittel für die fünf erstgenannten Ausgabengruppen keine
besonderen Probleme für die Mitgliedstaaten aufwirft.

Eine Analyse der Verwendung der Mittel des EAGFL/Garantie, die den größten Teil
des Haushalts ausmachen, zeigt hingegen, daß das Vereinigte Königreich unter den der-
zeitigen Umständen wegen der besonderen Merkmale seiner Landwirtschaft in weit ge-
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ringerem Maße als die übrigen Mitgliedstaaten von den finanziellen Interventionen der
gemeinsamen Agrarpolitik profitiert. Die gemeinschaftliche Solidarität macht es erfor-
derlich, ein Korrektiv zur Berichtigung dieser ungerechten Lage einzuführen.

42. Der Umfang des zu berichtigenden Ungleichgewichts könnte nach Auffassung der
Kommission in der Weise veranschlagt werden, daß der Anteil des Vereinigten König-
reichs am Bruttosozialprodukt der Gemeinschaft und der auf das Vereinigte Königreich
entfallende Anteil der Interventionen des EAGFL/Garantie an den Gesamtaufwendun-
gen dieser Abteilung des Fonds miteinander verglichen werden. Anhand dieser Daten
könnte der Ausgleich nach einfachen Regeln vorgenommen werden, wobei als Referenz
ein Zeitraum von mehreren Jahren und als Perspektive ein relativ hoher Ausgleich ge-
wählt wird.

43. Da es sich um einen Gemeinschaftsausgleich handelt, sollten die Finanzierungsmit-
tel in den Haushalt auf der Grundlage des Systems der Eigenmittel eingesetzt werden.

44. Wenn nicht rechtzeitig die notwendigen Beschlüsse gefaßt werden, neue Mittel
durch Überschreiten der 1-%-Grenze der Mehrwertsteuer freizumachen und wenn die
derzeitige budgetäre Entwicklung dies erforderlich machte, könnte die Kommission er-
wägen, daß hilfsweise seine Solidarität der stärker durch die gemeinsame Agrarpolitik
begünstigten Mitgliedstaaten gegenüber ihrem britischen Partner ins Auge gefaßt wird.
Praktisch könnte der Ausgleich von den anderen Mitgliedstaaten außer dem Vereinigten
Königreich durch Abschläge auf die Beträge finanziert werden, die sie von der Gemein-
schaft erhalten, wobei die Abschläge aufgrund der Zahlungen der Gemeinschaft berech-
net würden, die sie im Rahmen des EAGFL/Garantie erhalten. Bei der Festsetzung des
prozentualen Abschlags kommt es darauf an, die im vorliegenden Bericht vorgeschlagene
Ausrichtung zu berücksichtigen, wonach die Politiken der Gemeinschaft die Solidarität
der wohlhabenderen Länder gegenüber den weniger wohlhabenden Ländern (namentlich
Irland, Griechenland, Italien) im besonderen Maße zum Tragen bringen müssen.

45. Die Kommission ist der Auffassung, daß die beschlossene Maßnahme von be-
grenzter, aber ausreichender Dauer sein müßte, um der Frist bis zum Wirksamwerden
der neuen, hier vorgeschlagenen Orientierungen Rechnung zu tragen. Die Lage wird vor
dem Auslaufen der Ausgleichsregelung und insbesondere anläßlich der Festlegung der
zusätzlichen Eigenmittel, die die Anwendung der gemeinsamen Politiken erforderlich
macht, erneut geprüft werden.

Außerdem könnte die Kommission Änderungen an der Regelung vorschlagen, wenn
die Entwicklung der Agrarpolitik oder anderer Politiken dies rechtfertigen oder wenn
sich Durchführungsschwierigkeiten zeigten.

46. Die dem Vereinigten Königreich bereitgestellten Mittel müßten für die Finanzierung
von Maßnahmen verwendet werden, die im Einklang mit den gemeinschaftlichen Politiken
stehen; diese Maßnahmen müssen die Konvergenz der Volkswirtschaften verstärken.

47. Was den bestehenden, auf der Verordnung des Rates vom Mai 1976 (in der Fas-
sung von 1980) gegründeten Finanzmechanismus4 betrifft, so wird die Kommission vor
Ende 1981 Bericht erstatten und die zu seiner Erhaltung geeigneten Vorschläge vorlegen,
falls sich dies als notwendig erweist.

48. Die hier skizzierten Orientierungslinien, mit denen die Kommission das ihr am 30.
Mai 1980 übertragene Mandat ausführt, bilden ein in sich geschlossenes Bündel von Maß-
nahmen, die sich in den vorgezeichneten Rahmen einordnen und innerhalb verhältnismä-
ßig kurzer Fristen angewendet werden können. Die Dynamik , die aus der Verabschie-
dung dieser vorrangigen Maßnahmen erwachsen wird, wird zugleich Ausgangspunkt für
eine umfassende Neubelebung des gemeinschaftlichen Aufbauwerks sein.

49. Seiner Art nach beansprucht der vorliegende Bericht nicht, daß gesamte Spektrum
der Gemeinschaftsarbeit zu umfassen. Zahlreiche Probleme wurden allenfalls nur am
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Rande gestreift wie die Außenbeziehungen der Gemeinschaft und vor allem die Anstren-
gungen, die die Gemeinschaft zugunsten der Entwicklungsländer unternimmt und zu ver-
stärken wünscht.

Bedingt durch ihren geographischen und geschichtlichen Standort, aber auch wegen ih-
rer wirtschaftlichen Bedeutung und Bedürfnisse ist die Gemeinschaft zur übrigen Welt
hin geöffnet. Dort ist ihr eine entscheidende Rolle und Verantwortung zugewiesen, die
Hoffnung und Vertrauen vor allem auf Seiten der Entwicklungsländer nähren. Di^ Aus-
führung des von jedem Mitgliedstaat unterzeichneten politischen Pakts wird nicht nur
Fortschritte auf dem Wege der Stärkung der Solidarität nach innen begünstigen, sondern
der Gemeinschaft auch die Mittel an die Hand geben, die Rolle, die ihre Partner in der
Welt von ihr erwarten, besser wahrzunehmen. So wird die Gemeinschaft durch Bestäti-
gung ihres Platzes auf der internationalen Wirtschaftsbühne in der Lage sein, ihren Bei-
trag zur Regelung der weltweiten Probleme zu leisten.

50. Die Wiederbelebung des europäischen Aufbauwerkes verlangt eine politische Ent-
scheidung, denn es geht darum, gemeinsam Lösungen zu finden, die dem Gesamtinteres-
se entsprechen. In den Verträgen wurden hierzu die Methoden und Verfahren vorgese-
hen. Die Kommission hat den einzuschlagenden Weg aufgezeigt und damit den Prozeß
eingeleitet. Aufgabe der anderen Institutionen ist es jetzt, diesen Weg zu gehen.

1 Für 1982 ist die Gemeinschaft entschlossen, das Problem durch strukturelle Änderungen zu lösen
(bis Ende Juni 1981 auszuführendes Mandat der Kommission: Die Prüfung sollte die Entwicklung
der Gemeinschaftspolitik betreffen, ohne die gemeinsame finanzielle Verantwortung für diese aus
eigenen Mitteln der Gemeinschaft finanzierte Politik oder die Grundprinzipien der gemeinsamen
Agrarpolitik in Frage zu stellen. Unter Berücksichtigung der Lage und der Interessen aller Mit-
gliedstaaten wird diese Prüfung darauf abzielen, zu verhüten, daß für irgendeinen von ihnen erneut
unannehmbare Situationen eintreten). Wird dies nicht erreicht, so wird die Kommission Vorschläge
auf der Grundlage der Lösung für 1980/81 machen und der Rat wird entsprechend entscheiden.

2 Einschließlich Grönland und die französischen überseeischen Gebiete.
3 Wie sie in dem von der Kommission 1979 vorgelegten Bezugsdokument festgelegt wurden (Dok.

KOM (79) 462 vom 12. September 1979).
4 Finanzmechanismus gemäß Verordnung des Rates vom 17. Mai 1976, geändert durch die Verord-

nung vom 27. Oktober 1980.

Quel le : Bulletin der EG, Beilage 1/1981, S. 3 - 19.

3. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur 20. Ratstagung
am 29. und 30. Juni 1981 in Luxemburg (enthält im Rahmen der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit verabschiedete Erklärungen zu Afghani-
stan, Nahost, Libanon, Kamputschea und Namibia)

1. Der Europäische Rat hat ausführlich die derzeitige wirtschaftliche und soziale Lage
in der Europäischen Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten erörtert, die zwar erste vor-
sichtige Zeichen einer begrenzten Besserung der konjunkturellen Entwicklung erkennen
läßt, aber doch weiterhin von Inflation und Arbeitslosigkeit gekennzeichnet ist, die kei-
neswegs unter Kontrolle gebracht worden sind. In diesem Zusammenhang hat der Rat
auch die Haltung der Gemeinschaft im Hinblick auf den Wirtschaftsgipfel des Westens in
Ottawa überprüft und sich mit der Notwendigkeit befaßt, den Binnenmarkt der Gemein-
schaft zu erhalten und auszubauen. Der Europäische Rat hat diesen Fragenkomplex auf
der Grundlage einer von der Europäischen Kommission erstellten Arbeitsunterlage über
die wirtschaftliche und soziale Lage in der Gemeinschaft erörtert, deren allgemeine Aus-
richtung einhellige Zustimmung fand.
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2. Der Europäische Rat hat seiner festen Überzeugung Ausdruck verliehen, daß die
Fortsetzung einer koordinierten, flexiblen Politik über einen genügend langen Zeitraum
hinweg der Gemeinschaft erlauben wird, die gegenwärtigen sozialen und wirtschaftlichen
Schwierigkeiten zu bewältigen und zu wirtschaftlichem Wachstum, Stabilität und befrie-
digendem Beschäftigungsstand zurückzukehren. Insbesondere sollte das Problem der
Massenarbeitslosigkeit, das alle Mitglieder des Europäischen Rates besonders stark be-
schäftigt, ohne jede Spur von Resignation angegangen werden.

3. In diesem Licht hat sich der Europäische Rat mit den Ergebnissen der gemeinsamen
Ratstagung (Wirtschafts- und Finanzfragen/Soziale Angelegenheiten) befaßt; er war sich
darüber einig, daß eine tragfähige Grundlage für weitere Schritte geschaffen worden ist.
Insbesondere herrschte Übereinstimmung darüber, daß einem koordinierten Vorgehen
gegen die Arbeitslosigkeit und die Inflation einschließlich der Bemühungen um struktu-
relle Anpassung höchster Vorrang eingeräumt werden sollte.

4. Die Hauptverantwortung für diese Maßnahmen liegt bei den nationalen Regierun-
gen; zu berücksichtigen sind dabei die unterschiedliche Wirtschaftslage der einzelnen
Mitgliedstaaten, deren besondere Möglichkeiten und die für sie geltenden Zwänge. Die
Wirksamkeit dieser Maßnahmen wird jedoch durch Koordinierung im Rahmen der Ge-
meinschaft erhöht. Größere Anstrengungen sollten sowohl auf der Ebene der Mitglied-
staaten als auch auf Gemeinschaftsebene unternommen werden, um die Investitionen zu
steigern, die auf ein stärkeres Wachstum und eine größere Beschäftigung abzielen. Die
Investitionen sollten insbesondere in Industriezweige gelenkt werden, die ein hohes Inno-
vationspotential besitzen und der Gemeinschaft in den kommenden Jahrzehnten den ihr
gebührenden Platz in der industriellen Welt sichern. Der Europäische Rat ist überzeugt,
daß den Investitionen auf dem Gebiet der Energieeinsparung und — erzeugung entschei-
dende Bedeutung zukommt. Es sollte darauf geachtet werden, daß keine kostbaren Mit-
tel auf wirtschaftliche Tätigkeiten verschwendet werden, deren Bedeutung zwangsläufig
zurückgehen muß. Im gleichen Zusammenhang wurde darauf hingewiesen, daß der Sek-
tor der Klein- und Mittelbetriebe ein beträchtliches Wachstumspotential besitzt.

5. Der Europäische Rat hat davon Kenntnis genommen, daß die Verringerung der Arbeits-
zeit nach Auffassung einiger Mitgliedstaaten einen bedeutsamen Faktor bei der Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit darstellt. Es wurde vereinbart, daß auf der Ebene der Gemeinschaft wei-
tere Untersuchungen zur Beurteilung der Effekte solcher Maßnahmen durchgeführt werden.
In diesem Zusammenhang muß besonderes Augenmerk auf die Wettbewerbsstellung der eu-
ropäischen Industrie gegenüber den übrigen Industrieländern gerichtet werden.

6. Es wurde betont, daß die Finanzierungsinstrumente der Gemeinschaft und die Mög-
lichkeiten der Europäischen Investitionsbank bei der Förderung des Stroms produktiver
Investitionen optimal genutzt werden sollten. Es sollten auch Anstrengungen unternom-
men werden, um einen größeren wirtschaftlichen Nutzen aus den Forschungsarbeiten ab-
zuleiten, die derzeit in der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten durchgeführt werden.

7. Der Europäische Rat hat sein Engagement für eine angemessene Sozialpolitik der
Europäischen Gemeinschaft bekräftigt. Er hat die Schlußfolgerungen der gemeinsamen
Ratstagung bezüglich des Arbeitsmarktes und der Probleme der Arbeitslosigkeit gebil-
ligt. Er hat mit Interesse von Vorschlägen Kenntnis genommen, die darauf gerichtet sind,
die Harmonisierung der Arbeitsbedingungen und der Rechte der Arbeitnehmer zu för-
dern. In diesem Zusammenhang wurde von einem „Raum sozialen Fortschritts" gespro-
chen. Der Europäische Rat gab seiner Überzeugung Ausdruck, daß die Verfolgung einer
ausgewogenen und entschlossenen Wirtschafs- und Sozialpolitik eine enge Konsultation
mit den Sozialpartnern erfordert.

8. Der Europäische Rat schloß sich den Besorgnissen der Kommission über den Zu-
stand des Binnenmarktes der Gemeinschaft an, der in zunehmendem Maße durch bewußt
oder unbewußt errichtete Handelsschranken und den überall anzutreffenden Einsatz von
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Subventionen zugunsten notleidender Industrien gefährdet wird. Der Europäische Rat
stimmte darin überein, daß konzertierte Anstrengungen zur Stärkung und zum Ausbau
des freien Binnenmarktes für Güter und Dienstleistungen unternommen werden müssen,
der das eigentliche Fundament der Europäischen Gemeinschaft und die Plattform für ih-
re gemeinsame Handelspolitik darstellt.

9. Der Europäische Rat hat im Hinblick auf das bevorstehende Treffen auf dem westli-
chen Wirtschaftsgipfel die Notwendigkeit eines einheitlichen Konzepts zur Lösung der
Probleme betont, die sich aus der Höhe und den starken Schwankungen der Zinssätze
und Wechselkurse ergeben und eine ernste Gefährdung der sich anbahnenden Erholung
der europäischen Wirtschaft darstellen. Diese Fragen sollten in Aussprachen mit den üb-
rigen währungspolitisch wichtigen Ländern eingehend weiterverfolgt werden. Mit den
USA besteht Einvernehmen über wichtige währungspolitische Zielsetzungen; jedoch
sollten die USA gedrängt werden, die erheblichen internationalen Konsequenzen ihrer
binnenwirtschaftlich orientierten Politik zu berücksichtigen. Die Gemeinschaft selbst
sollte ihren Beitrag zum Abbau der Belastung leisten, unter der die Währungspolitik
steht.

10. Der Europäische Rat hat ferner die Beziehungen der Gemeinschaft zu J apan erörtert,
und es bestand Einvernehmen darüber, daß in Ottawa großer Nachdruck auf ein breites
Spektrum von Fragen gelegt werden sollte, die das reibungslose Funktionieren des offenen
und multilateralen Welthandelssystems betreffen, einschließlich der übermäßigen Konzen-
tration von Ausfuhren in empfindlichen Sektoren. Der Europäische Rat hat die Notwendig-
keit einer effektiven Offenheit der Binnenmärkte, im besonderen des japanischen Marktes,
betont. Diese Themen sollten regelmäßig erörtert werden, und die Gemeinschaft als ganzes
sollte dabei möglichst vollen Gebrauch von ihrer Verhandlungsstärke machen.

Stahlpreise
11. Der Europäische Rat erörterte die ernste Lage, der sich die europäische Stahlindu-
strie gegenübersieht. Er begrüßte das Ergebnis des letzten Rates über Eisen- und Stahl-
fragen, war sich aber darüber einig, daß es dringend erforderlich ist, daß die Stahlpreise
auf dem europäischen Markt auf ein lohnenderes Niveau angehoben werden und drängte
darauf, daß die Kommission, unterstützt von allen Mitgliedstaaten, alles in ihrer Macht
stehende tut, damit die Stahlindustrie die notwendige Disziplin einhält.

Nord-Süd-Dialog
12. Der Europäische Rat hat den Bericht des Rates (allgemeine Fragen) gebilligt und
dem Rat Empfehlungen für das weitere Vorgehen gegeben. Er ist der Ansicht, daß die
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern und die Intensivierung der internationa-
len Wirtschaftsbeziehungen den Interessen aller Betroffenen dienen und daß sie notwen-
dig sind, nicht nur um die Volkswirtschaften der Entwicklungsländer zu stärken, sondern
auch um die Erholung der Weltwirtschaft zu fördern. Er hält es für untragbar, daß in vie-
len Teilen der Dritten Welt Armut und Hunger noch immer weit verbreitet sind.

Der Europäische Rat war der Ansicht, daß die Vorarbeiten für die neue Runde globa-
ler Verhandlungen möglichst bald abgeschlossen werden sollten. Er betonte, daß es von
entscheidender Bedeutung ist, daß die Gipfelkonferenzen in Ottawa und Cancun einen
festen Anstoß in diesem Sinne geben.

Durchführung des Mandats vom 30. Mai 1980
13. Der Europäische Rat hatte eine Aussprache über das Verfahren für die Behandlung
der von der Kommission vorgelegten Unterlage. Er bestätigte, daß die Durchführung des
Mandats vom 30. Mai ein zentrales Thema der Tagung am 26727'. November in London
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sein wird, auf der geeignete Schlußfolgerungen erzielt werden sollen. Der Europäische
Rat bat den Rat (Allgmeine Fragen), für eine gründliche und termingerechte Vorberei-
tung ihrer Tagung im November Sorge zu tragen. Der Rat wird von einer Gruppe unter-
stützt werden, der je ein mindestens im Botschafterrang stehender Vertreter der Regie-
rung jeder Mitgliedsregierung angehört. Die Kommission wurde gebeten, ihre Überle-
gungen fortzusetzen und zu gegebener Zeit geeignete förmliche Vorschläge zu machen.

Europäische Politische Zusammenarbeit

Abgestimmte Presseerklärung

Der Europäische Rat hat die allgemeine politische Lage erörtert und insbesondere der
Behandlung Afghanistans, des Nahen Ostens, des Libanons, Kamputscheas und Nami-
bias seine Aufmerksamkeit geschenkt.

Zu Afghanistan hat er eine gesonderte formelle Erklärung abgegeben.

Erklärung zu Afghanistan

1. Der Europäische Rat stellt mit tiefer Besorgnis fest, daß die Lage in Afghanistan
nach wie vor eine wichtige Ursache internationaler Spannung bildet, sowjetische Trup-
pen immer noch in Afghanistan stehen und die Leiden des afghanischen Volkes weiter
zunehmen.

2. Der Rat erinnert an seine früheren Erklärungen, insbesondere an die Erklärung von
Venedig vom 13. Juni 1980 und die Erklärung von Maastricht vom 24. März 1981, in de-
nen die dringende Notwendigkeit einer Lösung betont wurde, die es Afghanistan gestat-
tet, zu seiner traditionellen Stellung als unabhängiger und ungebundener Staat, frei von
äußerer Einmischung, zurückzukehren, und die dem afghanischen Volk die Möglichkeit
gibt, sein Recht auf Selbstbestimmung uneingeschränkt auszuüben. Im Einklang mit den
von den Vereinten Nationen, der Islamischen Konferenz und der Konferenz der Bewe-
gung der blockfreien Staaten in Neu-Delhi verabschiedeten Entschließungen hat der Rat
bei verschiedenen Gelegenheiten klargestellt, daß er jede Initiative unterstützen wird,
die zu dem gewünschten Ergebnis führen könnte.

3. Der Europäische Rat ist der Ansicht, daß die Zeit für einen neuen Versuch gekom-
men ist, den Weg zu einer politischen Lösung des Afghanistan-Problems zu öffnen. Er
schlägt deshalb vor, sobald wie möglich, zum Beispiel im Oktober oder November 1981,
eine internationale Konferenz einzuberufen, die in zwei Phasen ablaufen sollte, wobei je-
de Phase integraler Bestandteil der Konferenz ist.

4. Phase I hätte zum Ziel, internationale Regelungen auszuarbeiten, die auf ein Ende
der Einmischung von außen und auf die Schaffung von Garantien zur Verhinderung einer
solchen Einmischung in der Zukunft ausgerichtet sind und somit die Rahmenbedingun-
gen schaffen, innerhalb derer Afghanistans Unabhängigkeit und Blockfreiheit gesichert
werden können.

5. Der Rat schlägt vor, daß zu gegebener Zeit die Ständigen Mitglieder des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen, Pakistan, Iran und Indien sowie der Generalsekretär
der Vereinten Nationen und der Generalsekretär der Islamischen Konferenz oder ihre
Vertreter eingeladen werden, an der ersten Phase der Konferenz teilzunehmen.

6. Phase II hätte zum Ziel, eine Einigung über die Durchführung der in Phase I ausge-
arbeiteten internationalen Regelungen sowie über alle sonstigen Angelegenheiten, die
Afghanistans Zukunft als unabhängiger und ungebundener Staat sicherstellen sollen, zu
erzielen.

7. An Phase II würden die Teilnehmer von Phase I zusammen mit Vertretern des
afghanischen Volkes teilnehmen.
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8. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft sind bereit, zu einem späteren
Zeitpunkt weitere Vorschläge über Einzelheiten des Ablaufs der vorgeschlagenen Konfe-
renz zu unterbreiten.

9. Der Europäische Rat ist der festen Überzeugung, daß die Lage in Afghanistan wei-
terhin die Aufmerksamkeit der Völkergemeinschaft erfordert. Er ist davon überzeugt,
daß dieser Vorschlag einen konstruktiven Weg nach vorn weist und fordert daher die
Völkergemeinschaft auf, ihn in vollem Umfang zu unterstützen, um die internationale
Spannung zu verringern und menschlichem Leiden in Afghanistan ein Ende zu bereiten.

Nahost
Der Europäische Rat hat vom Bericht der Präsidentschaft sowie von den mündlichen Er-
läuterungen von Herrn van der Klaauw über seine Kontakte mit den vom Nahost-Kon-
flikt betroffenen Parteien Kenntnis genommen.

Er ist zu dem Ergebnis gelangt, daß die Bemühungen der Zehn, den Abschluß einer globa-
len Friedensregelung voranzutreiben, auf der Grundlage ihrer früheren Erklärungen, insbe-
sondere der Erklärung von Venedig, und unter Berücksichtigung der Ergebnisse der seit-
dem unternommenen Missionen, energisch und unermüdlich fortgesezt werden müssen.

In diesem Sinne hat der Europäische Rat auf der Grundlage der Ergebnisse der Mis-
sion, die der amtierende Präsident soeben beendet hat, beschlossen, die Minister zu be-
auftragen, durch interne Überlegungen und durch geeignete Kontakte mit allen betroffe-
nen Parteien, einschließlich der Vereinigten Staaten, stärker die praktischen Möglichkei-
ten herauszuarbeiten, über die Europa verfügt, um einen wirksamen Beitrag zu einer glo-
balen Friedensregelung im Nahen Osten zu leisten.

Was den Angriff der israelischen Luftwaffe vom 7. Juni dieses Jahres auf irakische
Kernanlagen anbetrifft, kann sich der Europäische Rat nur der vom Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen einstimmig angenommenen Entschließung anschließen.

Libanon
Seine früheren Libanon-Erklärungen in Erinnerung rufend hat der Europäische Rat die
Ergebnisse der Arbeit des arabischen Viererausschusses mit Interesse zur Kenntnis ge-
nommen. Er hat den lebhaften Wunsch, daß auf dessen nächster Tagung in Beitteddine
positive Ergebnisse erzielt werden, um so zu einer echten nationalen Aussöhnung zu
kommen, die allein Libanon die innere Sicherheit bringen und seine Stabilität im Frieden
mit seinen Nachbarn fördern kann.

Kamputschea
Der Europäische Rat erinnert an seine Stellungnahme zugunsten eines unabhängigen und
neutralen Kamputscheas, dessen Regierung wirklich repräsentativ ist, in dem sich keiner-
lei ausländische Streitkräfte befinden und das freundschaftliche Beziehungen zu allen
Ländern der Region unterhält.

In der Überzeugung, daß eine wirkliche Lösung der Kamputschea-Frage nur auf der
Grundlage der Entschließung 35/6 der Generalversammlung der Vereinten Nationen
möglich ist, mißt der Rat der vom UNO-Generalsekretär einberufenen internationalen
Konferenz über Kamputschea große Bedeutung bei. Die Zehn erklären sich bereit, zum
Erfolg dieser Konferenz beizutragen.

Der Europäische Rat hat Kenntnis von der Absicht der künftigen Präsidentschaft ge-
nommen, sich auf dieser Konferenz durch seinen Außenminister vertreten zu lassen.

Namibia
Der Europäische Rat erörterte die Namibia-Frage. Er bekräftigte seine Entschlossenheit,
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alles in seinen Kräften Stehende zu tun, um auf der Grundlage von Entschließung 435 des
VN-Sicherheitsrates eine baldige friedliche Regelung im Wege von Verhandlungen zu
fördern. In diesem Zusammenhang ermutigt er auch weiterhin die Bemühungen der
Gruppe der fünf Westmächte.

Quel le : Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 64 vom
2. Juli 1981, S. 541-544.

4. Dritter Bericht der Außenminister der Mitgliedstaaten der Europäischen
Gemeinschaft an die Staats- und Regierungschefs über die Europäische Politi-
sche Zusammenarbeit vom 13. Oktober 1981 (Londoner Bericht)

TEILI
Die Außenminister der zehn Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft beschäftig-
ten sich mit der Entwicklung der Europäischen Politischen Zusammenarbeit; da ihnen
stets an einer Verbesserung dieser Zusammenarbeit gelegen ist, erörterten sie Möglich-
keiten ihrer weiteren Festigung.

Die Politische Zusammenarbeit, die auf der Mitgliedschaft in der Europäischen Ge-
meinschaft beruht, hat sich zu einem zentralen Faktor der Außenpolitik aller Mitglied-
staaten entwickelt. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten werden in wachsendem
Maße von Drittländern als eine zusammenhängende Kraft in den internationalen Bezie-
hungen gesehen. Die Außenminister der Zehn stellen fest, daß in den Jahren, seit die
Grundlagen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit im Luxemburger Bericht
(von den Staats- und Regierungschefs am 27. Oktober 1970 gebilligt) und im Kopenhage-
ner Bericht (von den Außenministern am 23. Juli 1973 vorgelegt und später von den
Staats- und Regierungschefs gebilligt) gelegt wurden, bedeutende Fortschritte in Rich-
tung auf die in diesen Berichten dargelegten Ziele gemacht wurden.

Die Entwicklung der Europäischen Politischen Zusammenarbeit in den vergangenen
Jahren zeigt, daß sie einem realen Bedürfnis der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft nach größerer Einheit in diesem Bereich entspricht. Ihre stetige Vertiefung
und die kontinuierliche Erweiterung ihres Wirkungsbereichs beweisen den Wert der Eu-
ropäischen Politischen Zusammenarbeit. Diese Entwicklung trägt zum Erreichen des
Endziels der Europäischen Union bei.

Die Außenminister sind sich darin einig, daß die weitere europäische Integration und
die Beibehaltung und Entwicklung der Politik der Gemeinschaft im Einklang mit den
Verträgen einer wirksameren Abstimmung im Bereich der Außenpolitik zugute kommen
werden; sie werden das den Zehn zur Verfügung stehende Instrumentarium erweitern.

Die Außenminister sind der Auffassung, daß in einer Zeit zunehmender Spannungen
und Unsicherheit in der Welt die Notwendigkeit eines kohärenten und geschlossenen
Vorgehens der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft in den internationalen
Angelegenheiten größer denn je ist. Sie stellten fest, daß die Zehn bei allem bisher Er-
reichten immer noch weit davon entfernt sind, in der Welt eine ihrem Einfluß insgesamt
entsprechende Rolle zu spielen. Sie sind der Überzeugung, daß die Zehn in zunehmen-
dem Maße versuchen sollten, Ereignisse zu gestalten und nicht lediglich darauf zu reagie-
ren.

Hinsichtlich des Wirkungsbereichs der Europäischen Politischen Zusammenarbeit und
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lage der Mitgliedstaaten sind sich die Au-
ßenminister darin einig, das flexible und pragmatische Vorgehen beizubehalten, das es
ermöglicht hat, in der Politischen Zusammenarbeit bestimmte wichtige außenpolitische
Fragen zu erörtern, die die politischen Aspekte der Sicherheit berühren.
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Die zehn Außenminister halten es auch für angebracht, sich erneut zur rückhaltlosen
Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Luxemburger und dem Kopenhagener Bericht zu
bekennen. Insbesondere unterstreichen sie die Bedeutung der Konsultation zwischen den
Zehn als Kernstück der Europäischen Politischen Zusammenarbeit. Sie betonen ihre
Verpflichtung, einander zu konsultieren, bevor sie in allen wichtigen Fragen der Außen-
politik, die die Zehn als Ganzes berühren ihre Haltung endgültig festlegen oder nationale
Initiativen unternehmen. Sie übernehmen die Verpflichtung, daß bei diesen Konsultatio-
nen jeder Mitgliedstaat die Position der anderen Partner voll berücksichtigen und dem er-
wünschten Ziel einer gemeinsamen Haltung gebührende Beachtung schenken wird. Sie
stellen fest, daß die Konsultationen insbesondere im Vorfeld wichtiger internationaler
Konferenzen angezeigt sind, an denen ein Mitglied der Zehn oder mehrere von ihnen
teilnehmen und deren Tagesordnung Angelegenheiten umfaßt, die Gegenstand von Er-
örterungen in der Europäischen Politischen Zusammenarbeit sind.

Die Außenminister stellen fest, daß es den Zehn in wachsendem Maße möglich ist, in
internationalen Angelegenheiten mit einer Stimme zu sprechen. Soweit substantielle ge-
meinsame Positionen erzielt wurden, verpflichten sie sich, diese durch geeignete Bezug-
nahmen in nationalen Erklärungen über außenpolitische Fragen gebührend hervorzuhe-
ben. Gleichzeitig betonen sie, daß die Zehn in zunehmendem Maße nicht nur zu einer ge-
meinsamen Haltung, sondern auch zu gemeinsamem Handeln, das stets ein Ziel der Eu-
ropäischen Politischen Zusammenarbeit war, fähig sein sollten.

Die Außenminister überprüften auch die Instrumentarien und Verfahren der Politi-
schen Zusammenarbeit und vereinbarten bestimmte praktische Verbesserungen, die in
Teil II dieses Dokuments dargelegt sind.

TEIL II

1. Ministertagungen
A. Formelle Tagungen
Die Tagesordnung für Tagungen auf Ministerebene wird nur sehr wichtige Themen um-
fassen. Soweit wie möglich wird die Tagesordnung mit Anmerkungen versehen, damit
sich die Diskussion auf die Fragen konzentrieren kann, die zur Entscheidung anstehen.

Die den Ministern vorgelegten Analysen und Textentwürfe sollen entweder genaue
Empfehlungen oder eindeutig definierte Optionen enthalten, damit die Minister Be-
schlüsse für das künftige Vorgehen fassen können.

Werden von Ministertagungen oder dem Europäischen Rat Erklärungen verabschiedet,
so soll ihnen in der Regel eine Liste der Orte in Drittländern beigefügt werden, in denen der
örtliche Vertreter der Zehn die Erklärung der Gastregierung zur Kenntnis bringt. Fehlt eine
solche Liste, so steht die weitere Veranlassung im Ermessen der Präsidentschaft.
B. Tagungen des Gymnicher Modells
Zur Wahrung des informellen Charakters dieser Tagungen gelten folgende Leitlinien:

Die Konsultationen sind vertraulich.
Es gibt weder eine formelle Tagesordnung, noch wird amtlich gedolmetscht, noch sind

Beamte anwesend (abgesehen von einem Protokollanten der Präsidentschaft).
Die Präsidentschaft übermittelt den Partnern eine Zusammenfassung von Leitlinien,

wenn das Ergebnis der Tagung eine weitere Veranlassung erfordert.
Die Presse wird nur über Themen unterrichtet, die von den Zehn freigegeben sind. In

erster Linie ist die Präsidentschaft für diese Unterrichtung zuständig, die in ihren Grund-
zügen vorher mit den Partnern vereinbart wird.

2. Das Politische Komitee
Das Politische Komitee ist eines der zentralen Organe der Europäischen Politischen Zu-
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sammenarbeit. Es leitet die Tätigkeit der Arbeitsgruppen und bereitet die Gespräche auf
Ministerebene vor.

Das Politische Komitee stellt durch Erteilung klarer Mandate zur Berichterstattung
über Fragen aktuellen Interesses ein wirksames Arbeiten der Arbeitsgruppen sicher. Die
Präsidentschaft macht die hierfür erforderlichen Vorschläge. Es steht den Arbeitsgrup-
pen jedoch frei, dem Politischen Komitee Berichtsthemen vorzuschlagen.

3. Die Korrespondentengruppe
Damit sich das Politische Komitee auf die wichtigeren Tagesordnungspunkte konzentrie-
ren kann, bezeichnen die Europäischen Korrespondenten die Berichte der Arbeitsgrup-
pen, die wahrscheinlich keiner materiellen Erörterung im Politischen Komitee bedürfen.

4. Arbeitsgruppen
Die Berichte der Arbeitsgruppen enthalten eine Zusammenfassung, die die Aufmerk-
samkeit des Politischen Komitees auf die Punkte lenkt, die Entscheidungen über weitere
Maßnahmen verlangen oder auf die sich das Politische Komitee konzentrieren soll.

Die Kommentare der Partner über das COREU-System zu den mündlich vorgetrage-
nen Berichten der Arbeitsgruppen sollen sich im allgemeinen auf materielle und nicht auf
redaktionelle Fragen konzentrieren.

Hält die Präsidentschaft einen Partner für besonders gut qualifiziert, zu einem Tages-
ordnungspunkt einer Arbeitsgruppensitzung Stellung zu nehmen, so kann sie diesen Part-
ner auffordern, die Diskussion über dieses Thema zu eröffnen.

5. Studien
Die Partner sollen dazu ermutigt werden, auch dann, wenn sie nicht die Präsidentschaft
innehaben, den Arbeitsgruppen Vorschläge und Anregungen zur Prüfung vorzutragen.

Gegenwärtig sind die Bemühungen bei der Politischen Zusammenarbeit zumeist dar-
auf gerichtet, auf Ereignisse in der Welt zu reagieren. In Zukunft könnte das Politische
Komitee es für wünschenswert erachten, bestimmte Probleme längerfristig anzugehen
und zu diesem Zweck Studien in Angriff zu nehmen. Diese Studien sind bereits im Ko-
penhagener Bericht (Teil II Nummer 5) erwähnt; sie sollten möglichst von den bestehen-
den Arbeitsgruppen ausgearbeitet werden. Die Zehn können auch Studien in Bereichen
vorbereiten, in denen ihre Ansichten auseinandergehen (z.B. zu Themen, über die sie ih-
re Stimmen in den Vereinten Nationen nicht einheitlich abgeben).

Es ist besonders wichtig, die Vertraulichkeit dieser Studien zu wahren.

6. Vertraulichkeit
Der Erfolg der Politischen Zusammenarbeit hängt weitgehend von ihrer Vertraulichkeit
ab; bestimmte besonders heikle Themen müssen so behandelt werden, daß der erforderli-
che Grad von Vertraulichkeit gewahrt wird. In solchen Fällen werden die Papiere über
die Botschaften an die Außenministerin weitergeleitet und innerhalb der Außenministe-
rien vom Europäischen Korrespondenten verteilt.

7. Verfahren für die Kontakte zwischen der EPZ und Drittländern
In dem Maße, wie sich die Europäische Politische Zusammenarbeit verstärkt und ver-
tieft, werden die Zehn als solche als wichtige Gesprächspartner erscheinen. Immer häufi-
ger werden Drittländer den Wunsch äußern, mehr oder weniger regelmäßige Kontakte zu
ihnen anzuknüpfen. Es ist wichtig, daß die Zehn in der Lage sind, diesen Bitten wirksam
gerecht zu werden, insbesondere gegenüber Ländern, die für sie von besonderem Interes-
se sind, und daß sie im Verkehr mit ihnen mit einer Stimme sprechen.
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Die Präsidentschaft kann sich mit einzelnen Vertretern von Drittländern treffen, um be-
stimmte Fragen, die für das betreffende Land von besonderem Interesse sind, zu erörtern.

Die Präsidentschaft kann einem Wunsch nach Kontakten mit einer Gruppe von Bot-
schaftern von Mitgliedstaaten von Organisationen entsprechen, zu denen die Zehn be-
sondere Beziehungen unterhalten.

Die Missionschefs der Zehn in einem Land, das den Wunsch nach engeren Beziehun-
gen mit der EPZ äußert, können sich mit den Vertretern dieses Landes treffen, um des-
sen Ansichten zu hören und die Positionen der Zehn zu erläutern.

Erforderlichenfalls und mit Zustimmung der Zehn kann die Präsidentschaft in Beglei-
tung von Vertretern der vorausgegangenen und der nachfolgenden Präsidentschaft mit
Vertretern von Drittländern zusammentreffen.

Erforderlichenfalls und mit Zustimmung der Zehn kann die Präsidentschaft am Rande
einer Ministertagung der Zehn mit dem Vertreter eines Drittlandes zusammenkommen.

8. Verfahren für die Politische Zusammenarbeit in Drittländern
Angesichts der zunehmenden Tätigkeiten der Zehn in Drittländern müssen die Missions-
chefs der Zehn sich weiterhin regelmäßig zum Informationsaustausch und zur Meinungs-
abstimmung treffen. Wollen sie auf erhebliche Entwicklungen im Gastland reagieren, so
sollten sie sich stets zunächst mit ihren Kollegen der Zehn abstimmen.

An den Tagungen der Politischen Zusammenarbeit soll weiterhin in aller Regel der
Missionschef selbst teilnehmen. Im Falle der Verhinderung kann er sich durch ein Mit-
glied seiner Mission vertreten lassen.

Das Politische Komitee begrüßt gemeinsame Berichte der Missionschefs der Zehn.
Diese können auf Ersuchen des Politischen Komitees oder in Ausnahmefällen, wenn die
Lage dies erfordert, auf Initiative der Missionschefs selbst ausgearbeitet werden. Beson-
ders wertvoll sind Empfehlungen für ein gemeinsames Vorgehen. Sofern die Berichte auf
Initiative der Missionschefs gemacht werden, haben sie zu entscheiden, ob sie einen ge-
meinsamen Bericht verfassen oder auf der Grundlage ihrer gemeinsamen Diskussion ge-
trennt berichten wollen. Die Präsidentschaft kann auch von sich aus einen mündlichen
Bericht verfassen, der die vorgetragenen Meinungen widerspiegelt.

9. Kontakte in den Hauptstädten der Zehn
In bestimmten Hauptstädten der Zehn hat sich die Praxis regelmäßiger Zusammenkünfte
der neun Missionschefs und des Politischen Direktors der Gastregierung herausgebildet.
Dies hat sich als nützlich erwiesen und sollte gefördert werden.

10. Die Präsidentschaft
Mit der Entwicklung der Politischen Zusammenarbeit haben die Bereiche der Überein-
stimmung unter den Zehn zugenommen und ist die Reihe der behandelten Themen um-
fangreicher geworden. Die Belastung der Präsidentschaft als Sprecher im Europäischen
Parlament und bei der Pflege der Kontakte mit Drittländern ist ebenfalls größer gewor-
den. Diese Tendenz dürfte sich fortsetzen, insbesondere im Lichte der Erweiterung der
Gemeinschaft.

Daraus hat sich der Wunsch nach Festigung der Organisation und Sicherung der Konti-
nuität der Politischen Zusammenarbeit und nach operationeller Unterstützung der Präsi-
dentschaft ergeben; dies sollte jedoch dem unmittelbaren Kontakt, dem Pragmatismus
und der Wirtschaftlichkeit, die zu den Hauptvorzügen der gegenwärtigen Regelung zäh-
len, keinen Abbruch tun.

Die Präsidentschaft wird künftig von einem kleinen Stab von Beamten unterstützt, die
von den vorhergehenden und nachfolgenden Präsidentschaften entsandt werden. Diese
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Beamten bleiben im Dienst ihres nationalen Außenministeriums und gehören zum Perso-
nal ihrer Botschaft in der Hauptstadt der Präsidentschaft. Sie stehen der Präsidentschaft
zur Verfügung und arbeiten unter ihrer Leitung.

Während der Präsidentschaft ist die Arbeitslast des Außenministers, der amtierender
Präsident ist, besonders groß. Die Zehn erklären, daß der Präsident, falls er dies
wünscht, bestimmte Aufgaben seinem Nachfolger übertragen kann; er kann auch seinen
Vorgänger bitten, Aufgaben, die bei der Übergabe der Präsidentschaft kurz vor ihrem
Abschluß stehen, zu beenden.

11. Beziehungen zum Europäischen Parlament
Im Einklang mit dem Luxemburger und dem Kopenhagener Bericht, die die Bedeutung
einer Beteiligung des Europäischen Parlaments an der Politischen Zusammenarbeit un-
terstreichen gibt es häufige Kontakte zwischen dem Europäischen Parlament und der
Präsidentschaft. Es handelt sich dabei um jährlich vier Kolloquien mit dem Politischen
Ausschuß, die Beantwortung von Fragen zur Politischen Zusammenarbeit, den Jahresbe-
richt über die Politische Zusammenarbeit und die Reden der Präsidentschaft am Beginn
und Ende der Amtszeit, die jetzt üblicherweise auch Themen der Politischen Zusammen-
arbeit einschließen.

Die Kontakte zwischen dem Ministerrat und dem Europäischen Parlament sind auf in-
formelle Treffen zwischen Ministern und den Vorsitzenden der Parlamentsfraktionen er-
weitert worden; diese informellen Treffen bieten eine weitere Möglichkeit für einen in-
formellen Meinungsaustausch über die Politische Zusammenarbeit. Unter Berücksichti-
gung der Notwendigkeit einer Festigung der Verbindungen zum direkt gewählten Parla-
ment nehmen die Zehn die Möglichkeit in Aussicht, bei Beratungen in Kommuniques
und Erklärungen der Zehn sowie bei Eröffnungsansprachen der Minister in Kolloquien
mit dem Politischen Ausschuß des Parlaments häufiger auf Entschließungen des Parla-
ments Bezug zu nehmen.

Die Zehn stellen fest, daß nach einer Tagung des Europäischen Rates der Präsident des
Europäischen Rates im Parlament eine Erklärung abgeben wird. Diese Erklärung wird
Themen der Politischen Zusammenarbeit umfassen, die auf der Tagung erörtert wurden.

12. Beziehungen zwischen den Tätigkeiten der Politischen Zusammenarbeit und denen
der Europäischen Gemeinschaft

Die Zehn werden, soweit dies angezeigt ist, Treffen im Rahmen der Politischen Zusam-
menarbeit am Rande von Ratstagungen der Außenminister vorsehen. Die Präsident-
schaft wird sicherstellen, daß die Erörterung der Gemeinschafts- und EPZ-Aspekte be-
stimmter Fragen koordiniert wird, wenn der Inhalt dies erforderlich macht.

Im Rahmen der festgelegten Regeln und Verfahren messen die Zehn einer vollen Be-
teiligung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften auf allen Ebenen der Politi-
schen Zusammenarbeit Bedeutung bei.

13. Verfahren im Krisenfall
Eine Tagung des Politischen Komitees oder im Bedarfsfall eine Ministertagung wird auf
Ersuchen von drei Mitgliedstaaten innerhalb von 48 Stunden einberufen.

Dasselbe Verfahren wird in Drittländern auf der Ebene der Missionschefs angewandt.
Um die Reaktionsfähigkeit der Zehn in einem Notfall zu verbessern, werden Arbeits-

gruppen aufgefordert, mögliche Krisenbereiche zu analysieren um eine Reihe möglicher
Reaktionen der Zehn vorzubereiten.

Quel le : Auswärtiges Amt, Bonn.
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5. „Memorandum über die Fortentwicklung der Europäischen Gemeinschaft",
vorgelegt von der französischen Regierung am 13. Oktober 1981

Ein funktions- und entwicklungsfähiges Europa ist für die französische Regierung, wie sie
bereits unmittelbar nach Amtsantritt betont hat, von größter Bedeutung. Mit diesem Me-
morandum wendet sie sich an ihre Partner, die europäischen Einrichtungen und über sie
an die Völker Europas, um ihnen darzulegen, warum eine neue Initiative notwendig ist,
welche Gedanken sie leiten sollten und welcher Inhalt ihr gegeben werden könnte.

I. Gründe für eine neue Initiative

Sie liegen in dem Zustand der Gemeinschaft und in der Weltlage.
Innerhalb der Gemeinschaft herrscht allgemeine Unzufriedenheit. Bescheidene Gei-

ster bewundern möglicherweise, daß sie den widrigen Zeitläufen und der weltweiten
Wirtschaftskrise bisher recht gut getrotzt hat. Ihre Schwäche, innere Zerrissenheit,
Ängstlichkeit und Schwerfälligkeit sind aber unübersehbar. Was uns fehlt, ist eine dyna-
mische, entwicklungsfähige, reaktionsschnelle Gemeinschaft, die über den nationalen
Rahmen hinausgehende Probleme zu lösen vermag.

Die gemeinsame Politik ist auf manchen Gebieten ins Stocken geraten. Der gemeinsa-
men Handelspolitik fehlen die Instrumente, die es der Gemeinschaft ermöglichen wür-
den, ihren Konkurrenten mit gleichen Waffen entgegenzutreten. Die gemeinsame Agrar-
politik brachte dem europäischen Verbraucher eine gesicherte Versorgung und der Land-
wirtschaft ein gesichertes Einkommen, aber ein weiterer Ausbau läßt sich kaum noch fi-
nanzieren. Die Aktionen in der Dritten Welt sind beispielhaft, aber eng begrenzt.

Auf anderen Gebieten, auf denen die gemeinsame Politik besonderen Schwung ent-
wickeln müßte, wurde nicht genug, nicht das Richtige oder überhaupt nichts getan, wie in
der Regionalpolitik, Sozialpolitik, Energiepolitik und Industriepolitik.

Alles im allem sieht es so aus, als hätte die Gemeinschaft einfach nicht die Mittel, um
mit der Wirtschaftskrise fertig zu werden, die inzwischen weite Teile der Welt erfaßt hat.

Der Öffentlichkeit kommen langsam Zweifel an dem Nutzen der Gemeinschaft. Es ist
jetzt Zeit, dagegen anzugehen. Der Zusammenschluß der europäischen Nationen ist not-
wendiger denn je für den Fortbestand und die Ausstrahlung der Kulturen, die den Ruhm
Europas begründet haben.

Europa ist heute weder politisch noch militärisch eine Macht. Aber Europa ist eine
Handelsmacht, vielleicht auch eine Wirtschaftsmacht. Angesichts der Herausforderung
durch die dritte industrielle Revolution, wie sie in der Wirtschaftskrise zum Ausdruck
kommt, und der Frage, welchen Platz die Dritte Welt einmal in der Wirtschaft der Indu-
strieländer einnehmen soll, muß Europa die Kraft zu einem Neubeginn finden. Die Na-
tionen Europas können einzeln nur Erfolg haben, wenn sie auch als Gemeinschaft Erfolg
haben. Entweder sie versteht es, ihre Reihen zu schließen und wieder Dynamik zu ent-
wickeln, oder aber der harte Wirtschaftskampf, in dem unsere Länder stehen, wird verlo-
ren. Dann wäre aber nicht nur der Wohlstand, sondern auch die Freiheit Europas be-
droht. Der Welt würde dann ein wichtiger Teil ihres Kräftegleichgewichts fehlen.

Es gibt keine politische Macht ohne wirtschaftliche Macht. Es gibt aber auch keine
wirtschaftliche Macht ohne klare politisch-kulturelle Linie.

Es muß auch schon deswegen etwas geschehen, weil die Weltlage allen Anlaß zur Be-
sorgnis bietet mit ihren Verwicklungen und Verwirrungen in Wirtschaft, Handel und
Währung, ihren politischen Spannungen auch.

In einer Welt der Unsicherheit und der Gefahren sind die Regierungen Europas dafür
verantwortlich, daß Europa nicht geschwächt, sondern gestärkt wird und eine breitere
Grundlage erhält. Als Beitrag zur Wiederherstellung des Vertrauens in der Welt und zur
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Festigung des Friedens muß Europa zu einem Pol der Stabilität, des Wachstums und der
Initiative werden. Europa braucht hierzu ehrgeizige Ziele für die Beschäftigung, für eine
eigenständige Energieversorgung, eine unabhängige Industrie und Gerechtigkeit. Es
muß soziales Wachstum schaffen. Europa muß Wagemut zeigen, wenn die Weichen für
eine neue Wirtschaftsordnung gestellt werden.

II. Leitgedanken für eine neue Initiative
1. Um unseren Völkern das Vertrauen in Europa, das auch Selbstvertrauen ist, wie-

derzugeben, schlägt die französische Regierung ihren Partnern vor, gemeinsam den Be-
weis zu erbringen, daß konkrete Fortschritte im europäischen Einigungswerk möglich
sind. Pragmatisch, aber auch ehrgeizig soll dabei vorgegangen werden: Vorstöße da, wo
sie nötig, dringlich und möglich sind, damit auf der Grundlage von Handlungen wieder
Vertrauen entstehen kann als Voraussetzung für weitere Fortschritte.

2. Die erste Voraussetzung für die Schaffung neuen Vertrauens ist der Vorrang für ei-
ne Aktion im Bereich der Beschäftigung. Aber natürlich sind dauerhafte Ergebnisse bei
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit nur mit der Schaffung dauerhafter, d.h. konkur-
renzfähiger Arbeitsplätze zu erzielen. Unsere Länder wie auch unsere Partner draußen in
der Welt haben ein Interesse daran, daß Europa auch weiterhin im Wettlauf von Natur-
wissenschaft und Technik mithält. Alles, was Europa zurückwirft, bedroht bald auch sei-
ne Unabhängigkeit und seine Weltgeltung.

3. Die französische Regierung orientierte sich in ihren Vorschlägen nicht nur am eige-
nen Krisenbild, sondern auch an den Gedanken ihrer Partner in der Gemeinschaft, der
Kommission, des Europäischen Parlaments, des Wirtschafts- und Sozialausschusses, des
Europäischen Gewerkschaftsbundes. In ihrer Auswahl ließ sie sich aber allein von dem
Bestreben leiten, zunächst einmal nur solche Aktionen festzuhalten, die wirklich nötig
sind, um die Entwicklung in der gewünschten Richtung voranzubringen1.

4. Dieser Vorschlag für eine neue Europa-Initiative enthält keinerlei institutionelle
Neuerungen. Die Gemeinschaft besitzt bereits Institutionen, die mit weitreichenden
Handlungsvollmachten ausgestattet sind, Vollmachten die wohl weder erweitert noch an-
ders verteilt zu werden brauchen. Nur muß zu dem Können auch das Wollen kommen, es
braucht die Institution auch ein Programm.

5. Die neue Initiative wird auch zu Strukturveränderungen führen. Immerhin bemü-
hen sich Rat und Kommission zur Zeit im Rahmen des Mandats vom 30. Mai 1980 um die
Klärung der Frage, inwieweit sich mit neuen Schwerpunkten im Handeln der Gemein-
schaft und den sich daraus ergebenden Strukturveränderungen im Haushalt eine Wieder-
holung untragbarer Zustände verhindern läßt. Echte Strukturveränderungen im Haushalt
sind aber ohne nachhaltige Wirkung der neuen Initiative undenkbar.

6. Die meisten der hier vorgeschlagenen neuen Aktionen kosten nicht viel. Einige
können sogar zu erheblichen Einsparungen führen wie in der Landwirtschaft, oder zu ei-
ner sinnvolleren Verwendung der Gemeinschaftsmittel. Andere führen nur zu Ausgaben
im nationalen Bereich, wieder andere schließlich sind so, daß sie überhaupt keinen Haus-
halt belasten.

Wenn auch eine Anhebung des Plafonds — 1% des Mehrwertsteuer-Aufkommens —
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in Betracht kommt, so braucht deshalb noch nicht je-
de neue Aktion von vornherein abgelehnt zu werden.

7. Die Rollenverteilung zwischen Gemeinschaft, Staaten und Wirtschaft sollte kein
Dogma sein. Wichtig ist nur, daß in jedem Fall eine Aktion dort angesetzt wird, wo sie
die größten Erfolgsaussichten hat. Es gibt Maßnahmen, die logischerweise nur von der
ganzen Gemeinschaft getroffen werden können, weil sich damit die Dimensionen des eu-
ropäischen Raums optimal nutzen lassen. Mit anderen Aktionen ist wohl im nationalen
Rahmen mehr zu erreichen, so daß die Gemeinschaft nur zu harmonisieren und besten-
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falls abzusichern braucht. Manche Aktionen erfordern eine Zusammenarbeit der Staa-
ten, die sich hierfür interessieren, ohne daß sich alle Mitgliedstaaten beteiligen müßten.
Wieder andere schließlich sind bei der Wirtschaft am besten aufgehoben und sollten dann
von der Gemeinschaft oder den Staaten gefördert werden. Immerhin gibt es auch jetzt
schon Aktionen, an denen nicht alle zehn Mitgliedstaaten beteiligt sind, wie im Wäh-
rungsbereich und in der Forschung.

8. Der Gemeinschaft wird oft vorgeworfen, sie sei das Werk einfallsloser, weltfremder
Technokraten. Diese Kritik ist zum Teil unbegründet, denn viele Stellen sind recht welt-
offen. Allerdings muß die Abstimmung mit den Sozialpartnern vertieft werden, wo im-
mer es sich als möglich erweist. Wenn Europa leben und gedeihen soll, dann braucht es
hierzu nicht nur die Zustimmung der Völker, sondern die Völker müssen auch das Gefühl
haben, wirklich dazu zu gehören. Es sollte wieder über die Rolle des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes gesprochen werden und über Dreierkonferenzen wie sie bereits in der
Montanunion und zum Teil auch in der EWG erprobt worden waren.

III. Aktionsvorschläge
Statt mit einem immer etwas wirklichkeitsfremden Gesamtkonzept aufzuwarten, hat sich
die französische Regierung dafür entschieden, von dem Vorhandenen auszugehen und
dann für die einzelnen Sachgebiete, die ihr wichtig und nützlich erscheinenden Aktionen
aufzuzeigen, ohne sich dabei um Vollständigkeit zu bemühen.

A — Wirtschaftspolitik
1. Auf den Druck der Krise (Arbeitslosigkeit, Stagnation, Inflation, Zahlungsbilanz-

schwierigkeiten) hat die Wirtschaft der Mitgliedstaaten zum Teil sehr unterschiedlich rea-
giert. Die Konvergenz der Wirtschaftspolitik wurde dadurch erschwert. Schon jetzt kön-
nen aber einige gemeinsame Aktionen von allen Mitgliedstaaten in Angriff genommen
werden, selbst wenn ansonsten eine differenzierte, den wirtschaftlichen Besonderheiten
des Landes Rechnung tragende Politik verfolgt wird.
Mit gutem Recht stellt sich die Kommission daher im Vorwort zum Entwurf für das fünfte
Programm für eine mittelfristige Wirtschaftspolitik2 über die Alternative „Kampf gegen
Arbeitslosigkeit oder Inflationsbekämpfung", indem sie die Beseitigung von Engpässen
in der Wirtschaft, die systematische Nutzung der Kostenvorteile eines großräumigen
Marktes und die Förderung konkurrenzfähiger Investitionen empfiehlt.

2. Die französische Regierung ist dafür, daß die Gemeinschaft in verstärktem Maße
die ihr gebotenen Möglichkeiten zur Kapitalaufnahme nutzt, nicht nur für die Vergabe
von Krediten, sondern auch für die Förderung von Investitionen in Wirtschaftszweigen,
die sich in einer von der Gemeinschaft gewünschten Richtung entwickeln sollen. Auch
wird man in Europa versuchen müssen, die Deflationswirkung des dritten Ölschocks im
Gefolge der jüngsten Entwicklung des Dollars abzuschwächen. Diese Mittel müßten für
klare, eindeutige Ziele der Gemeinschaft eingesetzt werden wie Energiesparen, akute re-
gionale Umstellungsprobleme, Forschung und Technologie. Eine solche Aktion könnte
eine gute Konjunkturstütze sein, ohne der Inflationsbekämpfung Abbruch zu tun3.
Eine neue Gemeinschaftsanleihe sollte dabei nicht ausgeschlossen werden, wenn sich ei-
nes Tages zeigt, daß die vorhandenen Mittel nicht ausreichen, um die angestrebten Ziele
zu erreichen. Auf jeden Fall sollten die vorhandenen Mittel stärker schwerpunktmäßig
auf vorrangige Ziele angesetzt werden; dabei wäre auch eine bessere Verknüpfung von
Gemeinschaftsaktionen und nationalen Aktionen anzustreben. Die erwünschte Diversifi-
zierung der Finanzmittel der Gemeinschaft ließe sich beispielsweise über Zinszuschüsse
aus dem Gemeinschaftshaushalt erreichen, oder im Rahmen von Leitlinien der Gemein-
schaft über Bürgschaften für Kredite an Unternehmen. Es müßte umgehend festgestellt
werden, welche Mittel hierfür für diese Diversifizierung frei gemacht werden können4.
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3. Im Währungsbereich, in dem das Europäische Währungssystem seit mehr als zwei
Jahren seine Leistungsfähigkeit unter Beweis stellt, wünscht die französische Regierung
den in der Gemeinschaft laufenden Beratungen einen raschen Erfolg, der den Übergang
zur nächsten Phase erleichtern würde. Sie weist damit nur auf etwas an sich Selbstver-
ständliches hin: das Europäische Währungssystem funktioniert um so besser, je mehr die
Wirtschaftsentwicklung der Mitgliedstaaten synchron läuft; andererseits ist die Disziplin,
die eine Zugehörigkeit zu dem Währungssystem erfordert, ein starker Anreiz für eine
wirtschaftspolitische Konvergenz und als Vorbereitung auf die Zukunft.

4. Zur Festigung der internationalen Existenz der Gemeinschaft bedarf es auch einer
gemeinsamen echten Handelspolitik bis hin zur Außenwirtschaftspolitik: ohne sie wird
jede gemeinsame Politik wirkungslos bleiben, dies gilt für die Landwirtschaft ebenso wie
für die Energieversorgung und die Industriepolitik. Sie muß, um zum Gelingen der Ge-
meinschaftspolitik auf den einzelnen Gebieten beizutragen, alle Instrumente der Außen-
wirtschaftspolitik umfassen, den Handel beispielsweise und die Investitionen dritter Län-
der in der Gemeinschaft.

B — Beschäftigungspolitik und europäischer Sozialraum

Der Begriff des europäischen Sozialraumes ist für die französische Regierung mit drei
Zielen verbunden:
— Im Mittelpunkt der Sozialpolitik der Gemeinschaft muß die Beschäftigung stehen;

hierzu bedarf es einer stärkeren Kooperation und einer Anpassung an die. Gemein-
schaftspolitik;

— Intensivierung des sozialen Gesprächs auf Gemeinschaftsebene, auf der Ebene der
Mitgliedstaaten, innerhalb und außerhalb des Unternehmens;

— bessere Zusammenarbeit und bessere Abstimmung in Fragen der sozialen Sicherung.

1. Die Beschäftigung im Mittelpunkt der Sozialpolitik der Gemeinschaft
Die Gemeinschaft müßte angesichts der schweren Wirtschaftskrise, von der die Länder
Europas heimgesucht werden, das Vorhandene mehr und besser nutzen und eine aktive
Beschäftigungspolitik betreiben.

a) die Gemeinschaft braucht zunächst die Mittel für eine Auswertung der nationalen
wie der gemeinschaftlichen Erfahrungen und eine Beurteilung der Wirksamkeit nationa-
ler und gemeinschaftlicher Beschäftigungspolitik.

Eine gemeinsame Tagung der Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialminister im Ministerrat
ist bereits ein erster Schritt auf dem richtigen Wege; der Versuch sollte wiederholt wer-
den.

Dieses Ziel könnte auch mit der Einrichtung einer Auswertungsstelle für Beschäfti-
gungspolitik erreicht werden, in der die Sozialpartner vertreten wären und die beispiels-
weise dem Ständigen Ausschuß für Beschäftigungsfragen angegliedert werden könnte.

b) Die vorhandenen Instrumente der Gemeinschaft, und hier vor allem der Europäi-
sche Sozialfonds, müßten vorrangig eingesetzt werden
— für die Schaffung von Arbeitsplätzen in neuen Unternehmen, in Klein- und Mittelbe-

trieben und Förderung lokaler Initiativen zur Schaffung von Arbeitsplätzen;
— für eine bessere Aufteilung und eine Verkürzung der Arbeitszeit zum Beispiel durch

Unterstützung von Aktionen der Mitgliedstaaten im Rahmen von Abmachungen der
Sozialpartner über die Schaffung von Arbeitsplätzen;

— für eine verstärkte Ausbildung und Umschulung auf neue Technologien;
— für Musterversuche, zum Beispiel Wiedereingliederung von langfristig Arbeitslosen

und Körperbehinderten in das Erwerbsleben und Ausbildungshilfe für junge Unter-
nehmer.
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Die Gemeinschaft sollte ihre Finanzierungsmittel auf eine breitere Grundlage stellen.
Der Sozialfonds darf nicht mehr nur Haushaltszuschüsse zahlen.

c) Es muß auch bald geklärt werden, wie die Entschließung des Ministerrats vom 22.
November 1979 über die Anpassung der Arbeitszeit (Flexible Altersgrenze, Teilzeitar-
beit, Halbtagsarbeit, Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit) in die Wirklichkeit um-
gesetzt werden soll5.

Die Kommission sollte auch neue Vorschläge in Verbindung mit den zuständigen Sek-
torausschüssen entwickeln für u.a. die Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit unter
Wahrung des wirtschaftlichen Gleichgewichts, alternierende Ausbildung und Überstun-
den.

d) Schließlich ist auch an neue Aktionen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen,
zur verstärkten Berücksichtigung der Sicherheitsausbildung und zur Harmonisierung der
einzelstaatlichen Versuche auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin zu denken6.

2. Intensivierung des sozialen Gesprächs
a) Zunächst einmal müssen die Sozialpartner stärker in die Arbeit der Gemeinschaft

einbezogen werden.
Vertreter der Mitgliedstaaten, der Gemeinschaftsorgane, der Gewerkschaften und der

Unternehmerverbände sollten umgehend zu einem Kolloquium einberufen werden.
Thema wäre die künftige Richtung der gemeinschaftlichen Sozialpolitik vor allem in

bezug auf Beschäftigung und die Anpassung der Arbeitszeit.
— Die Arbeit der Dreierkonferenz und des Ständigen Ausschusses für Beschäftigungs-

fragen sowie des Beratenden Ausschusses für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit-
nehmer müßte effizienter gestaltet werden; es müßte versucht werden, einvernehm-
lich eine bessere Organisation und Vorbereitung der Zusammenkünfte zu erreichen.

— Der Rat könnte die Anstrengungen der Kommission unterstützen, die Sozialpartner
dort zur Bildung neuer paritätischer Ausschüsse zu bewegen, wo eine Strukturbereini-
gung oder die Einführung neuer Technologien ansteht, wie im Schiffsbau, Flugzeug-
bau, Kfz-Bau, in der Hüttenindustrie, der Textil- und Bekleidungsindustrie, bei Ban-
ken und Versicherungen.

b) Gleichzeitig muß das soziale Gespräch gefördert und verbessert werden, wo es im
gemeinsamen Interesse liegt:
— durch bessere Informationen für die Belegschaft in Unternehmen komplexer, insbe-

sondere multinationaler Struktur und eine Anhörung der Belegschaft7,
— durch Einrichtung und Harmonisierung von Konsultationsverfahren, um die Beleg-

schaft zu den Auswirkungen der Einführung neuer Technologien zu hören8,
— allgemeine Einführung einer Sozialbilanz für alle Unternehmen in den Mitgliedstaaten

auf gesetzlicher oder tarifvertraglicher Grundlage,
— Ausbau des Jugendaustauschprogramms.

3. Bessere Zusammenarbeit und Abstimmung in Fragen der sozialen Sicherung
Ziele für die Gemeinschaft:
— zusammen mit den Sozialpartnern Aufstellung eines europäischen Sozialbudgets, das

eine Planung für die Zukunft ermöglicht und das als Vergleichsmaßstab für nationale
und gemeinschaftliche Initiativen dienen kann;

— eine bessere Koordinierung der Sozialgesetzgebung im Hinblick auf einen besseren
Schutz für Wanderarbeiter und den schrittweisen Abbau der restlichen Diskriminie-
rung für die arbeitende Frau.

Hierzu würde beispielsweise gehören, daß die auf Gemeinschaftsebene laufenden Vor-
arbeiten an der Koordinierung der Bestimmungen über die vorzeitige Pensionierung und
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beitragsunabhängige Leistungen für Inländer im Sinne der Gleichberechtigung abge-
schlossen werden9.

C — Agrarpolitik

Auch die Überlegungen über eine Reform der gemeinsamen Agrarpolitik, die nach dem
Mandat vom 30. Mai 1980 im Hinblick auf die Erweiterung angestellt wurden, gehören
natürlich in den Rahmen einer neuen Europa-Initiative. Die gemeinsame Agrarpolitik
stützt sich auf bewährte Grundsätze, die niemand anzutasten gedenkt, aber es ist inzwi-
schen auch ein gewisser Korrektur- und Verbesserungsbedarf entstanden, weil die Aus-
gabenentwicklung und die Ausgabenverteilung stärker unter Kontrolle gebracht werden
müssen. Auf mittlere Sicht sollten die Anpassungsbeschlüsse aber auch der Erhaltung der
Arbeitsplätze und einer gerechteren Einkommenssicherung in der Landwirtschaft die-
nen, um keine Differentialrenten zu verewigen.Die Gemeinschaft darf aber auch nicht
aus dem Auge verlieren, daß die gemeinsame Agrarpolitik ihr eine sichere Ernährungs-
basis in einer unsicheren Welt beschert, und muß sich auch der Möglichkeiten bewußt
werden, die in dem Potential ihrer Landwirtschaft stecken, Möglichkeiten einer Präsenz
auf den Weltmärkten und für die Versorgung der dritten Welt.

Die französische Regierung ist der Ansicht, daß der gemeinsamen Agrarpolitik folgen-
de Richtung gegeben werden sollte:

1. Preise und Marktordnungen

Das System der Agrarpreise muß so umgebaut werden, daß die Ausgaben für die Land-
wirtschaft nicht mehr so schnell steigen, zugleich den Bauern aber ein angemessenes Ein-
kommen gesichert wird, die Gemeinschaft mehr exportieren und mehr zum Kampf gegen
den Hunger in der Welt beitragen kann. Hierzu gehört auch eine Differenzierung der
Preisgarantien: die Preisgarantien sollten entsprechend den Produktionsmengen degres-
siv gestaffelt werden, aber auch andere objektive Kriterien kämen hier in Betracht.

Für die Produkte des Mittelmeerraumes ist angesichts der bevorstehenden Erweite-
rung eine echte Gemeinschaftspolitik unumgänglich. Hierzu gehört auch, daß die Erzeu-
ger für ihre Obst- und Gemüseproduktion in Verantwortung genommen werden müssen.

Die Kommission hat bereits Vorschläge präsentiert, aber es ist natürlich klar, daß sie
weiter gehen muß, um den Produkten des Südens der Gemeinschaft den Platz in der Or-
ganisation der Landwirtschaft zu sichern, der ihnen zukommt.

2. Gemeinsamer Markt und gemeinsame Preise
Mit dem Währungsausgleich ist das Prinzip des gemeinsamen Marktes durchbrochen.

Ursprünglich sollte der Währungsausgleich nur die Auswirkungen von Paritätsände-
rungen auf einen größeren Zeitraum verteilen; im Laufe der Zeit entwickelte er sich aber
zu einem festen Bestandteil der Marktorganisation, der den Außenhandel erschwert, den
Wettbewerb verzerrt und indirekt der Landwirtschaft mancher Länder einen Anreiz zu
einer Ausweitung der Produktion gibt.

Trotz unbestreitbarer Verbesserungen ist die Lage alles andere als zufriedenstellend:
der Währungsausgleich sollte daher schleunigst abgebaut werden. Außerdem müssen
stärkere Sicherungen eingebaut werden, damit für die Gemeinschaft die Vorfälle der letz-
ten zehn Jahre nicht wiederholt werden können. ;

Ein gemeinsamer Markt erfordert auch eine Harmonisierung der Mehrwertsteuer-Pau-
schalen in den Mitgliedstaaten.

3. Gemeinschaftspräferenzen

Es ist hohe Zeit, daß die Gemeinschaft allmählich ihre Einfuhren an Getreideaustau-
schern drosselt, weil hierdurch der Getreidemarkt in der Gemeinschaft aus dem Gleich-
gewicht geworfen wird und dem Agrarfonds hohe Kosten entstehen.
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Die Gemeinschaftspräferenz für pflanzliche Fette müßte im Hinblick auf die Erweite-
rung weiter ausgebaut werden, weil die Gefahr einer weiteren Zuspitzung der Lage be-
steht. Dabei wäre anzustreben, die Voraussetzungen für einen möglichst fairen Wettbe-
werb zwischen Importfetten und Fetten aus der Gemeinschaft herzustellen.

Das gleiche Problem stellt sich für andere Substitutionsgüter, zum Beispiel Getreide-
austauscher, die zu schwankenden Weltmarktpreisen importiert werden und dem Getrei-
de Konkurrenz machen, dessen Preis in der Gemeinschaft festgeschrieben ist.

Die vielen Ausnahmen, die in der Vergangenheit zugestanden wurden, müßten sorg-
fältig überprüft werden: bei der Verlängerung von Handelsabkommen mit dritten Län-
dern ist also große Wachsamkeit geboten.

Die Belastung des Haushalts durch Ausnahmen von der Gemeinschaftspräferenz, die
die Preisstützung künstlich verteuern, müßte von der Gemeinschaft besser verfolgt wer-
den — in Form einer regelmäßigen Berichterstattung dem Ministerrat gegenüber — und
es müßte deutlich gemacht werden, wo und in welcher Höhe durch die Ausnahmen Ko-
sten entstehen.

4. Der erwünschte Ausbau des Produktionspotentials der europäischen Landwirt-
schaft erfordert eine aktivere und festere Exportpolitik namentlich gegenüber den Ent-
wicklungsländern. Die französische Regierung unterstützt den Vorschlag der Kommis-
sion zu Artikel 113 des EWG-Vertrages, Rahmenverträge über die Lieferung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse für mehrere Jahre abzuschließen10. Die Beratungen sollten mög-
lichst beschleunigt werden.

Hierzu könnte auch gehören:
— Vorschläge sozialer und kultureller Art und Vorschläge für einen Regionsausgleich,

wie sie für eine Weiterentwicklung der Landwirtschaft unerläßlich sind, wenn auch
den gesamtwirtschaftlichen und beschäftigungspolitischen Anliegen Rechnung getra-
gen werden soll;

— Vorschläge für strukturpolitische Maßnahmen im Bereich der Forstwirtschaft11 der
Nahrungs- und Genußmittelindustrie und der Absatzförderung für die Produkte des
Mittelmeerraumes.

D — Energie
Da nun einmal die Energie eine der größten Herausforderungen ist, vor denen die Län-
der Europas stehen, wird die Gemeinschaft nur dann wirklichen Bestand haben, wenn sie
eine aktive gemeinsame Energiepolitik entwickelt.

Handlungsziele sollten sein:
— stärkere Unabhängigkeit in der Energieversorgung Europas,
— stärkere Solidarität Europas,
— stärkere Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern12.

1. Das erste Ziel erfordert, daß mit mehr Entschlossenheit und Umsicht an eine rationel-
lere Nutzung der Energie und die Erschließung neuer Energiequellen herangegangen wird.

Hierzu gehört:
— stärkere Erforschung energiesparender Produktionsverfahren, zum Beispiel in der

Landwirtschaft, und Schaffung von Anreizen für die Nutzung der Energiespartech-
nik13,

— Planung und Durchführung eines möglichst umfassenden Normungsprogramms für
die Leistungsdaten der wichtigsten energieverbrauchenden Geräte;

— verstärkte Erschließung von Substitutionsenergie, zum Beispiel Energieerzeugung in
der Landwirtschaft (die auch aus dem Europäischen Agrarfonds gefördert werden soll-
te)14;

— verstärkte Nutzung der (vorhandenen oder noch erst zu schaffenden) Finanzierungs-
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und Verwaltungsinstrumente, insbesondere Darlehen, Bürgschaften und Zinszuschüs-
se, zur Hebung der Investitionsquote der Gemeinschaft in der Energiewirtschaft, zum
Beispiel für Energieeinsparungen und die Erschließung neuer Energiequellen.

2. Zu einer verstärkten Solidarität gehört als erstes eine Revision und eine bessere An-
steuerung der Gemeinschaftsziele für 1990 sowie eine Bestandsaufnahme der Mittel, mit
denen sich diese Ziele erreichen lassen, insbesondere Investitionen, Preisgestaltung und
Besteuerung15.
Gleichzeitig muß stärker für den Fall einer Bedrohung der Ölversorgung vorgesorgt und
eine größere Markttransparenz geschaffen werden, um regionale Versorgungsstörungen
oder Spekulationswellen rechtzeitig erkennen und unter Umständen schon im Ansatz
verhindern zu können16.
Auch wäre zu überlegen, ob nicht die Anpassung der Raffineriekapazitäten an die Nach-
frage und der Bau von Konversionsanlagen durch ein gemeinsames Vorgehen erleichtert
würde17.

3. Die engen Beziehungen, die die Gemeinschaft zu den Entwicklungsländern unter-
hält, sollten für sie ein besonderer Grund sein, die Initiative zu einem Beitrag zur Ener-
gieversorgung der Dritten Welt zu ergreifen18.

Die Finanzierungsinstrumente, welche die Gemeinschaft besitzt, um diesen Ländern
zu helfen, sollten auf eine breitere Grundlage gestellt werden, um dem Prospektions- und
Bohrbedarf stärker Rechnung tragen zu können. Die Wirkung einer derartigen Initiative
ließe sich noch verstärken, wenn die Gemeinschaft auch einen Beitrag zur Planung und
Durchführung von Energieprogrammen der Dritten Welt und zur Ausbildung der Men-
schen leisten würde.

E — Forschung und Innovation
Die Länder Europas werden nur dann die Krise überwinden und in der heutigen techni-
schen Revolution gegenüber ihren Konkurrenten bestehen, wenn sie in den nächsten Jah-
ren energisch eine koordinierte Forschung und Entwicklung betreiben19.

Die Gemeinschaft kann sich hieran auf verschiedene Weise beteiligen:
1. Die Gemeinschaft könnte sich zunächst den Gebieten zuwenden, auf denen es be-

reits eine gemeinsame Politik oder Ansätze hierzu gibt, beispielsweise in Form
— einer verstärkten gemeinsamen Förderung neuer Energiequellen und von Energieein-

sparungen,
— einer verstärkten europäischen Zusammenarbeit in der Agrarforschung,
— einer Förderung der europäischen Forschungsanstalten, die auf Gebieten arbeiten, die

für die Entwicklungsländer von großem Interesse sind (tropische Landwirtschaft,
Trockenböden, Gesundheitsschutz, auf die Landesverhältnisse zugeschnittene Indu-
strie).

2. Sodann müßte mehr für die Einigung Europas im naturwissenschaftlich-technischen
Bereich getan werden. Hierzu gehört der Austausch von Naturwissenschaftlern, Techni-
kern und Ingenieuren, indem die führenden Laboratorien Europas Patenschaften für an-
dere Laboratorien übernehmen20, wozu es auch eines weiteren Informationswesens be-
darf21 und schließlich Forschungsvorhaben von gemeinsamem Interesse in Form von Wa-
ren- und Maschinentests.

3. Als Drittes wäre an Forschungsvorhaben im Bereich Arbeitsmarkt, Arbeitsbedin-
gungen, Zumutbarkeit neuer Technologien und Verbraucherschutz zu denken.

4. Schließlich sollte die Wirkung der laufenden Forschungsförderung der Gemein-
schaft verstärkt werden durch
— organisatorische Verbesserungen im Entscheidungsverfahren und der Projektbetreu-

ung;
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— bessere Auswertung, Verbreitung und Nutzung gemeinsamer Forschungsergebnisse;
— bessere und stärkere Einbeziehung der gemeinsamen Forschungsstelle in das Europa

der Naturwissenschaften.

F — Industriepolitik _ _
1. Die Gemeinschaft darf sich nicht darauf beschränken, Abstiegskandidaten der In-

dustrie Lasten abzunehmen oder bei der Strukturbereinigung zu helfen.
Sie muß von sich aus der Industrie Europas beim Aufbau helfen, Spitzenindustrien

beim Start und beim Ausbau helfen, denn sie schaffen Arbeitsplätze.
2. Die Gemeinschaft soll den Unternehmen und den Staaten im wesentlichen mit flan-

kierenden Maßnahmen oder Anreizen zu Hilfe kommen.
3. Sie muß hier die vorhandenen Finanzmittel und anderen Mittel besser koordinie-

ren. Sie muß notfalls auch den Regierungen empfehlen, wie sie ihre Finanzmittel und
Steuermittel aufeinander abstimmen können. Sie muß auch die Auswirkung ihrer Ent-
scheidungen in der Zoll-, Handels- oder Wettbewerbspolitik im Hinblick auf eine Außen-
wirtschaftspolitik berücksichtigen22.

4. Als Ziele kommen in diesem Zusammenhang in Betracht:
a) Die Gemeinschaft muß die Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes durch die

schrittweise Beseitigung der verschiedenen technischen Hemmnisse (im wesentlichen
durch Unterstützung der Tätigkeit von Stellen wie dem Europäischen Normenzentrum),
die schrittweise Öffnung der öffentlichen Märkte für den Wettbewerb und die Anglei-
chung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften weiterverfolgen. Besonders wichtig ist
dies in den neuen Sektoren der Spitzentechnologie, wo die erste Entwicklungsphase oft-
mals ungeordnet verläuft23.

Überdies gilt es darüber zu wachen, daß bei Handelstransaktionen die Loyalität und
Gerechtigkeit gewährleistet werden, indem insbesondere der Gemeinschaft die Hilfsmit-
tel an die Hand gegeben werden, unlauteren Wettbewerb im innergemeinschaftlichen
Handelsverkehr zu verfolgen, und die Kommission dazu angehalten wird, die Verfahren
nach Artikel 115 strenger anzuwenden, um zu verhüten, daß der freie Warenverkehr da-
zu mißbraucht wird, die auf nationaler Ebene getroffenen Protektionsmaßnahmen gegen
die Produktion dritter Länder zu kehren.

Zugleich muß dafür gesorgt werden, daß die Vereinheitlichung des Gemeinsamen
Marktes vor allem den europäischen Unternehmen und Produkten zugute kommt. Ganz
besondere Wachsamkeit, hinsichtlich der genannten Punkte ist bei den Beitrittsverhand-
lungen geboten.

b) Die Gemeinschaft muß die Annäherung und Zusammenarbeit der Unternehmen
innerhalb Europas erleichtern.

Hierzu muß insbesondere
— die Arbeit an dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Schaffung der „Euro-

päischen Kooperationsvereinigung"24 sowie an dem Vorschlag für eine Richtlinie des
Rates zur Harmonisierung der Steuern im Bereich der Unternehmenszusammensch-
lüsse25 wiederaufgenommen werden;

— in einer späteren Phase angestrebt werden, das Recht von Firmengruppen weiterzu-
entwickeln, und eine neue Rechtsstruktur für eine europäische Gesellschaft geschaf-
fen werden26.

c) Die Gemeinschaft muß die Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen suchen, die sich
aus unterschiedlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergeben können, insbesonde-
re im Bereich des Umwelt- und Verbraucherschutzes27.

d) Die Haltung der Mitgliedstaaten gegenüber den ausländischen Investitionen (eines
der Elemente einer Außenhandelspolitik) muß im Lichte von Kriterien betreffend ihren
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authentischen europäischen Charakter revidiert werden, so daß den auf Gemeinschafts-
ebene festgelegten industriepolitischen Zielen stärker Rechnung getragen wird.

G — Regionalpolitik

Die Regionalpolitik der Gemeinschaft muß zur Lösung der durch die Krise aufgeworfe-
nen Probleme beitragen, wo immer diese sich manifestieren. Sie muß in die Lage gesetzt
werden, das Gefälle zwischen den Regionen eines und desselben Mitgliedstaats zu verrin-
gern und die spezifischen Schwierigkeiten der Regionen mit chronischer struktureller Un-
terentwicklung zu erleichtern. Die Streuung der Finanzinstrumente wird es gestatten, den
notwendigerweise begrenzten Haushaltsaufwand optimal zu nutzen. Die Regionalpolitik
muß zugleich besser mit der Agrarstrukturpolitik, der Industriepolitik und der Verkehrs-
politik abgestimmt werden28.

H — Handelspolitik

Die gemeinsame Handelspolitik und die Zollpolitik müssen so gestaltet werden, daß die
industrielle Entwicklung und die Schaffung von Arbeitsplätzen in der Gemeinschaft ge-
fördert werden.

Gegenüber den Drittländern muß die Gemeinschaft eine ebenso dynamische Politik
verfolgen wie ihre Hauptkonkurrenten.

Für eine Festigung des Gemeinsamen Marktes sind greifbare Fortschritte in diesem Be-
reich die wesentliche Voraussetzung29.

Die Dienststellen der Kommission, die sich mit den Antidumping- und den Antibeihil-
fe-Dossiers befassen, müssen zur Verbesserung der Wirksamkeit verstärkt werden.

Die Gemeinschaft muß versuchen, ein ähnliches Instrumentarium zu schaffen, wie es
in den Vereinigten Staaten im Rahmen des „Trade Act" eingeführt worden ist, um brüs-
ken Einfuhrströmen begegnen zu können.

Schließlich ist es von wesentlicher Bedeutung, daß Maßnahmen gegen die Einfuhr von
nachgeahmten Waren getroffen werden. Die Mitgliedstaaten sollten sich bemühen, die
Verhandlungen über den Entwurf eines diesbezüglichen Übereinkommens rasch abzu-
schließen30.

/ — Nord-Süd-Dialog und Beziehungen zu den Entwicklungsländern

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sind aktiv an einer Politik der Zusammenar-
beit mit den Ländern der Dritten Welt beteiligt, die von der Realität der Interdependenz
zwischen den Industrieländern und den Entwicklungsländern ausgeht. Diese Politik
stützt sich auf die Prioritäten, die der Europäische Rat für die Ziele der Zehn im Nord-
Süd-Dialog aufgestellt hat. Sie könnte auch die bestehenden Instrumente nutzen und aus-
bauen, unabhängig davon, ob diese in den Rahmen des Abkommens von Lome oder der
Abkommen mit den südlichen Mittelmeerländern fallen oder nicht31.

1. Der Beitrag der Gemeinschaft zum Recycling-Prozeß
a) Darlehen: Die EWG würde eine aktivere Rolle beim Recycling der Überschüsse

der Erdölländer spielen, wenn sie Darlehen aus den bei den Überschußländern aufge-
nommenen Mitteln für Aktivitäten gewähren würde, die sowohl für die AKP-Partnerlän-
der als auch für die Gemeinschaft von Interesse sind. Die Aktion der EIB ist mit der der
Kommission zu kombinieren.

b) Investitionsbürgschaften: Um den zunehmenden finanziellen Bedarf der Entwick-
lungsländer zu decken, könnte die Gemeinschaft ein System multilateraler Investitions-
bürgschaften in Betracht ziehen, das durch den Gemeinschaftshaushalt oder den EEF ab-
gedeckt würde, um die Gelder der Erdölländer in geographische Gebiete oder rentable
Produktionsbereiche zu lenken, denen sie normalerweise nicht zugute kommen.
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c) Für diese beiden Arten von Aktionen müssen die gemeinsamen Finanzierungen und
gemeinsamen Investitionen mit den Überschußländern fortgesetzt und weiterentwickelt
werden.

2. Die Verfolgung sektoraler Ziele des Nord-Süd-Dialogs
a) Energie: Um die Errichtung einer Energiefiliale der Weltbank zu unterstützen, soll-

te geprüft werden, wie die europäischen Länder gemeinsam eine gleichartige Institution
errichten könnten.

Die Gemeinschaft müßte im übrigen sowohl bei der Herstellung von Anlagen wie auch
auf dem Gebiet der technischen Hilfe alles fördern, was zur Nutzung der Energieressour-
cen der Entwicklungsländer beitragen könnte.

b) Ernährung: Die zehn Mitgliedstaaten sollten diesbezügliche neue Überlegungen
unterstützen, die von der Förderung einer Reihe struktureller Reformen in den interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen und der Durchführung eines koordinierten Programms
der Soforthilfe ausgehen.

3. Der Ausbau der bestehenden Instrumente
a) Entwicklungshilfe: Angesichts des Interesses, das die Entwicklungsländer einem stär-

ker „selbstbezogenen" Wachstum entgegenbringen, wäre zu prüfen, ob der Akzent weniger
auf die mit kostspieligen Investitionen verbundenen Großvorhaben und dafür mehr auf Ak-
tionen der Ausbildung und der technischen Hilfe gelegt werden sollte, die die Jugendlichen
(der Mitgliedstaaten) an den Aufgaben der Zusammenarbeit stärker beteiligen würden.

b) Stabex-System: Das mit dem ersten Abkommen von Lome eingeführte und im
zweiten Abkommen ausgebaute System sollte — entsprechend den Empfehlungen im
Schlußkommunique der Konferenz über die weniger fortgeschrittenen Länder — auf die
weniger entwickelten Länder ausgedehnt werden, die nicht unter das Abkommen von
Lome fallen (Kosten für die EWG: 50 Mio ECU in fünf Jahren).

c) Flüchtlingspolitik: Die Gemeinschaft könnte durch finanzielle Unterstützung der
Entwicklungsländer, die eine zunehmende Anzahl von Flüchtlingen aufnehmen, zu einer
besseren Integration dieser Flüchtlinge in den Aufnahmeländern beitragen. Jede Aktion
zugunsten einer Flüchtlingsgruppe sollte durch einen Entwicklungsplan ergänzt werden.

Um zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und zum sozialen Fortschritt in den
Entwicklungsländern beizutragen, sollte die Gemeinschaft die Möglichkeit untersuchen,
in ihrer Kooperationspolitik mit diesen Ländern die Einhaltung von Mindestnormen der
unter der Regie des Internationalen Arbeitsamtes32 abgeschlossenen Verträge zu berück-
sichtigen. Die Gewerkschaften sollten an der Durchführung dieses Grundsatzes beteiligt

/ — Kulturpolitik
Das Projekt einer europäischen Stiftung sollte auf der Grundlage des 1978 erarbeiteten
Entwurfs eines Übereinkommens wieder aufgegriffen werden.

Zu den Zielen der Stiftung könnte auch die Ausstrahlung der Gemeinschaft nach au-
ßen gehören.

Die französische Regierung ist der Ansicht, daß der Aufbau Europas nur Fortschritte
machen wird, wenn die Kultur, die eines der grundlegenden Elemente der Identität der
europäischen Völker darstellt, in die Bemühungen der Mitgliedstaaten einbezogen wird;
sie begrüßt deshalb die Initiative der italienischen Regierung, demnächst die Kultusmini-
ster der Zehn zu einer informellen Konferenz einzuberufen.
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K — Institutionelle Fragen
1. Im Rahmen des durch die Verträge definierten institutionellen Rahmens muß eine

Verbesserung des Funktionierens der Gemeinschaft und der Zusammenarbeit zwischen
ihren Institutionen gesucht werden.

2. Eine breitere Anwendung der Vertragsbestimmungen auf dem Gebiet der Abstim-
mung gäbe dem Rat die Möglichkeit, rascher Beschlüsse zu fassen. Alle Regierungen tei-
len diese Auffassung, ohne sie jedoch in die Tat umzusetzen. Frankreich schlägt vor, daß
der Vorsitz normalerweise nach den Vertragsvorschriften abstimmen läßt, wobei die Ab-
stimmung jedoch verschoben werden kann, wenn ein oder mehrere Mitgliedstaaten zur
Verteidigung eines wesentlich nationalen Interesses dies fordern.

3. Es wäre nützlich, die Beziehungen zwischen Rat und Europäischem Parlament und
die Bedingungen zu überdenken, unter denen dieses seine Rolle innerhalb der Institutio-
nen ausübt. Dabei müßten die in den letzten Jahren aufgetretenen Schwierigkeiten im
Haushaltsbereich berücksichtigt werden sowie der Wunsch des Parlaments, aktiver am
Gesetzgebungsprozeß der Gemeinschaft beteiligt zu werden. Die Beziehung zwischen
dem Europäischen Parlament und den nationalen Parlamenten verdient ebenfalls einge-
hende Überlegungen.

Um den heutigen Problemen gewachsen zu sein, muß die Gemeinschaft unverzüglich in
allen Bereichen, in denen dies notwendig ist, erneut voranschreiten. Aus dieser Überzeu-
gung heraus schlägt die französische Regierung ihren Partnern eine gemeinsame Anstren-
gung für konkrete und rasche Fortschritte vor. Die in diesem Memorandum enthaltenen
Vorschläge, die sich an pragmatischen Überlegungen und dem Wunsch nach Effizienz
orientieren, sollen zur Aktion einladen. Die französische Regierung hofft, daß ihre Part-
ner wie auch die Institutionen der Gemeinschaft dieser Einladung folgen und bereit sind,
ihren Beitrag zur gemeinsamen Überlegung und Entscheidung zu leisten.

1 In den Fußnoten werden hier eine Reihe von Kommissionsvorschlägen genannt, die für die neue
Initiative als Ausgangsbasis dienen könnten. Die Liste erhebt natürlich keinerlei Anspruch auf
Vollständigkeit. Andererseits ist die französische Regierung auch nicht unbedingt mit allen Punk-
ten der Vorschläge einverstanden. Aber sie wünscht, daß der Rat sie wieder aufgreift oder sich
konstruktiv mit ihnen befaßt.

2 Programm für eine mittelfristige Wirtschaftspolitik, Entwurf.
3 Die wirtschaftliche und soziale Lage in der Gemeinschaft, Mitteilung.
4 Bericht der Kommission zum Mandat vom 30. Mai.
5 Leitlinien für eine Arbeitsmarktpolitik der Gemeinschaft, Leitlinien der für gemeinschaftliche

Zeitarbeit, gemeinschaftliche Leitlinien im Hinblick auf eine flexible Altersgrenze, freiwillige
Teilzeitarbeit, Mitteilungen.

6 Vorschlag einer Richtlinie über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch metalli-
sches Blei und seiner Ionenverbindung am Arbeitsplatz, Vorschlag für eine Richtlinie zur Festle-
gung von Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Arbeitskräfte und der Bevölkerung gegen
die Gefahren von Mikrowellen, Vorschlag für eine Richtlinie zum Schutz der Arbeitnehmer vor
der Gefährdung durch chemische, physikalische und biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (As-
best), Entschließung des Rates vom 22.6.1978 mit einer Aufforderung an die Kommission, einen
Erfahrungsaustausch über die Organisation von Arbeitsschutz, Arbeitshygiene und Arbeitsmedi-
zin in die Wege zu leiten.

7 Vorschlag für eine Richtlinie über die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer von Unter-
nehmen mit komplexer insbesondere transnationaler Struktur.

8 Beschäftigungspolitik und die neue Mikroelektronik-Technologie, Mitteilung.

516 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Französisches Memorandum

9 Vorschlag einer Verordnung zur Änderung der Verordnung Nr. 1408/71 über die Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemein-
schaft zu- und abwandern zugunsten von Arbeitnehmern, die ihren Arbeitsplatz verloren haben.

10 Aushandlung von Rahmenabkommen über Mehrjahreslieferungen von landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen, Mitteilung.

11 Vorschlag einer Entschließung des Rates über die Ziele und Grundsätze der Forstpolitik.
12 Energie und Wirtschaftspolitik, Mitteilung; Entwicklung einer Energiestrategie für die Gemein-

schaft, Mitteilung.
13 Vorschlag einer Verordnung zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 725/79 über die Gewäh-

rung einer finanziellen Unterstützung für Demonstrationsvorhaben zur Energieeinsparung.
14 Vorschlag einer Verordnung (geändert) zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 726/79 über

die Gewährung einer finanziellen Unterstützung für Vorhaben zur Nutzung alternativer Energie-
quellen.

15 Besteuerung der Mineralölerzeugnisse, Mitteilung.
16 Maßnahmen zur Abschwächung der Auswirkungen einer begrenzten Ölverknappung, Mitteilung.
17 Die Probleme der Raffinerieindustrie in der Gemeinschaft, Mitteilung.
18 Zusammenarbeit im Energiebereich mit den Entwicklungsländern und die Rolle der Gemein-

schaft, Bericht.
19 Industrielle Entwicklung und Innovation, Mitteilung; gemeinsame Politik im Bereich von Wissen-

schaft und Technologie: Prioritäten und Organisation, Mitteilung; Nutzung und Bewertung der
Forschungsergebnisse, Mitteilung; Auswirkung der gemeinschaftlichen Forschung und Entwick-
lung auf die horizontalen Politiken, Mitteilung.

20 Vorschlag zur Anpassung des mehrjährigen Forschungs- und Entwicklungsprogramms der EWG
(1981-1985) auf dem Gebiet der Biomolekular-Technik.

21 Vorschlag zur Annahme eines dritten Aktionsplans (1981 — 1983) im Bereich wissenschaftliche und
technische Information und Dokumentation.

22 Industrielle Entwicklung und Innovation, Mitteilung. Die europäische Gesellschaft und die neue
Informationstechnologie: eine Antwort der Gemeinschaft, sowie verschiedene Vorschläge hierzu;
Vorschlag für eine Verordnung über eine gemeinschaftliche Aktion im Bereich der Mikroelektro-
nik; die europäische Luft- und Raumfahrtindustrie, Situationen und Zahlen, Bericht der Kommis-
sion; die europäische Automobilindustrie, Stellungnahme der Kommission, Vorschlag für eine
Verordnung über eine Beteiligung der Gemeinschaft an Maßnahmen zur Umstrukturierung und
Umstellung der Industrie; Vorschlag zu einer Entscheidung über eine Beteiligung der Gemein-
schaft an Umstrukturierungs- und Umstellungsinvestitionen der Schiffbauindustrie; Vorschlag zu
einer Entscheidung über eine Beteiligung der Gemeinschaft an Umstrukturierungs- und Umstel-
lungsinvestitionen der Chemiefaserindustrie.

23 Mitteilung über die Lage auf dem Binnenmarkt; Vorschlag für eine Richtlinie betreffend die An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der Ursprungsabgabe bei be-
stimmten Textil- und Bekleidungserzeugnissen; Vorschlag für eine Richtlinie über ein besonderes
Verfahren für eine gemeinschaftliche Bescheinigung für Erzeugnisse mit Herkunft aus dritten Län-
dern; Vorschlag für einen Beschluß über ein Informationsverfahren im Bereich der technischen
Normen und Vorschriften.

24 Geänderter Vorschlag für eine Verordnung über die Schaffung einer europäischen Kooperations-
vereinigung.

25 Vorschlag für eine Richtlinie betreffend das auf Zusammenschlüsse, Aufspaltungen und Kapital-
beteiligungen zwischen Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten anwendbare gemeinsame
Steuersystem.

26 Geänderter Vorschlag für eine Verordnung zur Schaffung eines Statuts für eine europäische Ak-
tiengesellschaft.

27 Vorschlag für eine Richtlinie über die Angleichung der Richts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Haftung für fehlerhafte Produkte; Vorschlag für eine Richtli-
nie über die Bewertung der Auswirkungen bestimmter öffentlicher und privater Bauvorhaben auf
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die Umwelt; Vorschlag für eine Richtlinie betreffend die Grenzwerte für die Ableitung von
Quecksilber in die Gewässer durch den Sektor Alkalichloridelektrolyse; Vorschlag für eine Richt-
linie betreffend die Qualitätsziele für Gewässer, in die der Sektor Alkalichloridelektrolyse Queck-
silber einleitet.

28 Mitteilung über die neuen Vorschriften und Prioritäten der Regionalpolitik.
29 Mitteilung betreffend das Programm 1981 zur Verwirklichung der Zollunion; Vorschlag für eine

Verordnung über das System des Zollvormerkverfahrens; Vorschlag für eine Verordnung über
den aktiven Veredelungsverkehr; Vorschlag für eine Verordnung zur Einrichtung eines passiven
Veredelungsverkehrs für bestimmte Textilwaren und Bekleidung, die nach Be- oder Verarbeitung
in einigen Drittländern in die Gemeinschaft, wiedereingeführt werden; Vorschlag für eine Richtli-
nie zur Änderung der Richtlinie 79/695/EWG zur Harmonisierung der Verfahren für die Überfüh-
rung von Waren in den zollrechtlich freien Verkehr; Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 926/79 des Rates vom 8. Mai 1979 über eine gemeinsame
Regelung für Einfuhren und Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verord-
nung (EWG) Nr.925/79 über eine gemeinsame Regelung für Einfuhren aus Staatshandelsländern;
Vorschlag betreffend die Aufstellung des Schemas der allgemeinen Zollpräferenzen der Gemein-
schaft für den Zeitraum 1982-1985 und die Anwendung der Regelung für 1982; Mitteilung über
die Erneuerung der Vereinbarung über den internationalen Handel mit Textilien und Empfehlung
für einen Beschluß des Rates zur Ermächtigung der Kommission, die Erneuerung der Vereinba-
rung über den internationalen Handel mit Textilien auszuhandeln; Mitteilung und Empfehlung der
Kommission zur Erneuerung der bilateralen Textilabkommen; Mitteilung betreffend einer Textil-
politik gegenüber den Präferenzländern.

30 Entwurf eines Übereinkommens über Maßnahmen gegen die Einfuhr von nachgeahmten Waren.
31 Mitteilung über die Wiederaufnahme des Nord-Süd-Dialogs; Mitteilung über den Nord-Süd-Dia-

log: Bemühungen um Sicherheit und Vorausschaubarkeit; Mitteilung über die Politik der Gemein-
schaft im Rahmen des Nord-Süd-Dialogs.

32 Mitteilung über die Einhaltung bestimmter internationaler Normen im Bereich der Arbeitsbedin-
gungen.

Quelle: Bulletin der EG, 11/1981, S. 104-113.
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6. Entwurf einer „Europäischen Akte" und Entwurf einer „Erklärung zur wirt-
schaftlichen Integration", vorgelegt von den Regierungen der Bundesrepublik
Deutschland und Italiens am 6. November 1981

Die im Europäischen Rat versammelten Staats- und Regierungschefs der zehn Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaften —
• entschlossen, das mit den Verträgen von Paris und Rom begonnene Werk fortzuführen
und ein vereintes Europa zu schaffen, das seine Verantwortung in der Welt übernehmen
und den internationalen Beitrag leisten kann, der seiner Tradition und Aufgabe ent-
spricht,
• in Anbetracht des beim Aufbau Europas in den Bereichen der wirtschaftlichen Integra-
tion und der politischen Zusammenarbeit zurückgelegten Weges und der politischen Ziel-
setzungen der Gemeinschaft, die von einer weitreichenden Zustimmung der demokrati-
schen Kräfte Europas getragen werden,
• in der Überzeugung, daß die Vereinigung Europas in Freiheit und in der Achtung sei-
ner Vielfalt seinen Fortschritt und die Entfaltung seiner Kultur ermöglichen und dadurch
zur Erhaltung des Gleichgewichts in der Welt und zur Wahrung des Friedens beitragen
wird,
• ausgehend von der Achtung der Grundrechte, wie sie in den Rechtsordnungen der Ge-
meinschaft und ihrer Mitgliedstaaten sowie der Europäischen Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten zum Ausdruck kommt,
• in dem festen Willen, gemeinsam für Demokratie, die Menschen- und Grundrechte
und namentlich für die Würde, die Freiheit und die Gleichheit der Menschen sowie für
die soziale Gerechtigkeit einzutreten,
• in dem Bewußtsein der weltpolitischen Verantwortung, die Europa aufgrund seines Zi-
vilisationsstandes, seiner Wirtschaftskraft und seiner vielfältigen Verbindungen zu den
Staaten und Völkern anderer Kontinente zukommt,
• überzeugt, daß die Sicherheit Europas auch durch ein gemeinsames Vorgehen auf dem
Gebiet der Sicherheitspolitik gewährleistet sein muß, was zugleich der Wahrung der ge-
meinsamen Sicherheit der Partner des Atlantischen Bündnisses dient,
• in Einklang mit den Beschlüssen der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten
der Europäischen Gemeinschaften am 21. Oktober 1972 in Paris und dem Dokument
über die europäische Identität, veröffentlicht von den Außenministern am 14. Dezember
1973,
• eingedenk der Erklärung des Europäischen Rats vom 29./30. November 1976 in Den
Haag zum schrittweisen Aufbau der Europäischen Union, insbesondere des dabei von
den Staats- und Regierungschefs gesetzten Ziels, ein gemeinsames, umfassendes und zu-
sammenhängendes politisches Leitbild zu verwirklichen —
bekräftigen ihren politischen Willen, die Gesamtheit der Beziehungen ihrer Staaten zu
entwickeln und eine Europäische Union zu schaffen. Sie formulieren daher folgende
Grundsätze einer Europäischen Akte als weiteren Beitrag zur Errichtung der Europäi-
schen Union.

Erster Teil: Grundsätze
1. Unsere Völker erwarten, daß der Prozeß der europäischen Einigung fortschreitet,

zu ständig snehr Solidarität und gemeinsamem Handeln führt. Dazu bedarf das europäi-
sche Einigungswerk einer stärkeren Ausrichtung auf seine politische Zielsetzung, wirksa-
merer Entscheidungsstrukturen sowie eines zusammenfassenden und zugleich entwick-
lungsfähigen politischen wie rechtlichen Rahmens. Die schrittweise zu verwirklichende
Europäische Union ist eine auf tatsächliche und wirksame Solidarität und auf gemeinsa-
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me Interessen gegründete, immer enger werdende Union der europäischen Völker und
Staaten, die auf der Gleichheit der Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder beruht.

2. In dem Bestreben, die bisher erreichten politischen und wirtschaftlichen Fortschrit-
te auf dem Wege zur Europäischen Union zu festigen, bekräftigen die Staats- und Regie-
rungschefs insbesondere folgende Ziele:
— Die Europäischen Gemeinschaften als Fundament des europäischen Einigungswerks
nach Maßgabe der Verträge von Paris und Rom zu stärken und weiterzuentwickeln,
— durch eine gemeinsame Außenpolitik ein gemeinsames Auftreten und Handeln der
Mitgliedstaaten in der Welt zu ermöglichen, damit Europa zunehmend die weltpolitische
Rolle übernehmen kann, die ihm kraft seines wirtschaftlichen und politischen Gewichts
zukommt,
— eine Abstimmung in sicherheitspolitischen Fragen und die Festlegung gemeinsamer
europäischer Haltungen in diesem Bereich, um die Unabhängigkeit Europas zu wahren,
seine lebenswichtigen Interessen zu schützen und seine Sicherheit zu stärken,
— eine enge kulturelle Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, um das Bewußt-
sein der kulturellen Gemeinsamkeit als Teil der europäischen Indentität zu fördern, da-
bei zugleich die Vielfalt der eigenständigen Überlieferungen auszuschöpfen und den Aus-
tausch der gegenseitigen Erfahrungen, insbesondere auch unter der Jugend zu intensivie-
ren,
— eine Harmonisierung und Vereinheitlichung weiterer Bereiche der Gesetzgebung der
Mitgliedstaaten, um das gemeinsame europäische Rechtsbewußtsein zu stärken und die
Rechtsunion zu schaffen,
— eine Stärkung und Erweiterung der Tätigkeiten, die die Mitgliedstaaten gemeinsam
ausüben, um im abgestimmten Vorgehen den internationalen Problemen der öffentlichen
Ordnung, den schweren Gewalttätigkeiten, dem Terrorismus und allgemein der grenz-
überschreitenden Kriminalität zu begegnen.

3. Die Europäischen Gemeinschaften, deren Grundlage die Verträge von Paris und
Rom bleiben, die Europäische Politische Zusammenarbeit, deren Regeln und Verfahren
sich nach den Berichten von Luxemburg (1970), Kopenhagen (1973) und London (1981)
richten, und das Europäische Parlament wirken zur Erreichung der vorstehenden Ziele
zusammen.

4. Der Weiterentwicklung der Europäischen Politischen Zusammenarbeit dienen ins-
besondere folgende Maßnahmen:
— Eine Intensivierung der regelmäßigen und rechtzeitigen Konsultationen unter den
Zehn mit dem Ziele geschlossenen Vorgehens bei allen weltpolitischen Fragen von ge-
meinsamem Interesse;
— eine endgültige Festlegung eigener Haltungen nur nach vorheriger Konsultation der
Mitgliedstaaten;
— eine Festlegung der jeweiligen Stellungnahmen der Zehn als bindende gemeinsame
Grundlage;
— eine Verstärkung der weltweiten Kontakte mit Drittländern, die für die Zehn von be-
sonderem Interesse sind;
— eine stärkere Berücksichtigung von Entschließungen des Europäischen Parlaments bei
den Entscheidungen der Zehn.

Zweiter Teil: Institutionen
Der Zusammenfassung bestehender Strukturen der Europäischen Gemeinschaften (EG),
der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) und des Europäischen Parlaments
sowie der Stärkung der politischen Zielrichtung des europäischen Einigungswerks dienen
folgende Maßnahmen:
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1. Die Entscheidungsstrukturen der Europäischen Gemeinschaften und der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit werden unter der Verantwortung des Europäischen
Rats zusammengeführt. Der Europäische Rat ist das politische Lenkungsorgan der Euro-
päischen Gemeinschaften und der Europäischen Politischen Zusammenarbeit. Er setzt
sich aus den Staats- und Regierungschefs und den Außenministern der Mitgliedstaaten
zusammen.

2. Der Europäische Rat berät über alle Fragen aus den Bereichen der Europäischen
Gemeinschaften und der Europäischen Politischen Zusammenarbeit. Seine Sitzungen
werden in der besonderen Verantwortung der Außenminister vorbereitet. Der Europäi-
sche Rat kann Beschlüsse fassen und Leitlinien festlegen.

Für die Behandlung von Fragen aus dem Bereich der Europäischen Gemeinschaften
bleibt es bei den Bestimmungen und Verfahren, die in den Verträgen von Paris und Rom
und in den sie ergänzenden Übereinkünften festgelegt sind.

3. Die Staats- und Regierungschefs bekräftigen, daß dem Europäischen Parlament bei
der Entwicklung der Europäischen Union eine zentrale Bedeutung zukommt, der seine
Mitwirkungsrechte und Kontrollfunktionen entsprechen müssen. Sie sehen daher — für
die Gemeinschaft im Rahmen der Verträge von Paris und Rom — folgende Verbesserun-
gen vor:
1) Das Europäische Parlament berät über alle Gegenstände der Europäischen Gemein-
schaft und der Europäischen Zusammenarbeit.
2) Der Europäische Rat erstattet dem Parlament halbjährlich Bericht. Er legt dem Parla-
ment ferner jährlich einen Bericht über die Weiterentwicklung zur Europäischen Union
vor. Bei den Aussprachen über die Berichte wird der Europäische Rat durch seinen Prä-
sidenten (durch eines seiner Mitglieder) vertreten.
3) Das Europäische Parlament kann zu allen Bereichen der Europäischen Union mündli-
che oder schriftliche Anfragen an die Minsterräte und an die Kommission richten. Es
kann dem Europäischen Rat, den Ministerräten und der Kommission Empfehlungen un-
terbreiten. Die Entschließungen des Europäischen Parlaments werden dem Rat der Au-
ßenminister zugeleitet und von ihm erörtert. Falls das Parlament dabei den Rat um Stel-
lungnahme bittet, wird der Rat diesem Wunsch entsprechen. Der Ratspräsident unter-
richtet das Europäische Parlament über dessen Politischen Ausschuß laufend über die im
Rahmen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit behandelten Themen der inter-
nationalen Politik.
4) Vor der Ernennung des Präsidenten der Kommission konsultiert der Vorsitzende des
Rates das Präsidium des Europäischen Parlaments. Nach Ernennung der Mitglieder der
Kommission durch die Regierungen der Mitgliedstaaten soll eine Investiturdebatte statt-
finden, in deren Rahmen das Parlament das Programm der Kommission behandelt.
5) An gemeinschaftlichen Rechtsakten von allgemeiner Tragweite mit ins Gewicht fal-
lenden finanziellen Auswirkungen wird das Parlament im Rahmen der Gemeinsamen Er-
klärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission vom 4. März 1975
über das Konzertierungsverfahren beteiligt. Entsprechende Anwendung findet das Kon-
zertierungsverfahren in einer den praktischen Erfordernissen gemäßen Weise bei recht-
setzenden Beschlüssen der Ministerräte nach den Verträgen von Paris urid Rom, wenn
das Parlament bei seiner Stellungnahme wegen der besonderen Bedeutung dieser Be-
schlüsse die Einleitung des Konzertierungsverfahrens beantragt.
6) Vor dem Beitritt oder der Assoziierung weiterer Staaten sowie vor dem Abschluß von
völkerrechtlichen Verträgen der Europäischen Gemeinschaften wird das Europäische
Parlament angehört; seine zuständigen Ausschüsse werden laufend unterrichtet. Im Rah-
men der Ausgestaltung des erweiterten Anhörungsverfahrens ist den Gesichtspunkten
der Vertraulichkeit und Dringlichkeit erforderlichenfalls Rechnung zu tragen.
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7) Bei der Weiterentwicklung der Grund- und Menschenrechte kommt den Beratungen
und Entschließungen des Europäischen Parlaments eine besondere Legitimation zu.
8) Die Weiterentwicklung ständiger wechselseitiger Kontakte und Konsultationen zwi-
schen dem Europäischen Parlament und den nationalen Parlamenten, deren Verfahren
von diesen zu bestimmen sind, wird befürwortet, damit das Bewußtsein unserer Öffent-
lichkeit für die europäische Einigung geschärft und die Debatten über Themen der Euro-
päischen Union fruchtbarer gestaltet werden.

4. 1) Der Rat der Außenminister ist für die Europäische Politische Zusammenarbeit
zuständig.

Hiervon unberührt bleiben die Zuständigkeiten des Rates der Europäischen Gemein-
schaften nach Maßgabe der Verträge von Paris und Rom.

Die Abstimmung im Bereich der Sicherheit soll ein einheitliches Vorgehen fördern,
das auf die Wahrung der Unabhängigkeit Europas, den Schutz seiner lebenswichtigen In-
teressen und die Stärkung seiner Sicherheit gerichtet ist. Bei diesen Beratungen kann der
Rat auch in anderer Zusammensetzung tagen, wenn dies zur Vertiefung von Fragen von
gemeinsamem Interesse erforderlich ist.
2) Zusätzlich werden ein Rat der für kulturelle Zusammenarbeit zuständigen Minister
und ein Rat der Justizminister gebildet.
3) Zur Abstimmung der Politik der Mitgliedstaaten in Bereichen, die nicht von den Ver-
trägen von Paris und Rom erfaßt werden, kann der Europäische Rat die Bildung weiterer
Ministerräte beschließen.
4) Der Rat der Außenminister kann zur Behandlung spezifischer Fragen Ausschüsse ein-
setzen, die ihm Bericht erstatten. Rat wie Ausschüsse können sich der Hilfe von Sachver-
ständigen bedienen.
5) Die Rolle der amtierenden Präsidentschaft in der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit wird sowohl im Sinne einer Erweiterung ihrer Befugnisse für Initiativen und
Koordination wie auch ihrer operativen Fähigkeit gestärkt werden.

5. Der Rat der für kulturelle Zusammenarbeit zuständigen Minister führt regelmäßig ei-
nen Meinungsaustausch über eine enge Zusammenarbeit im kulturellen Bereich, um damit
eine weitgehende Harmonisierung ihrer Standpunkte in kulturellen Fragen zu ermöglichen.
Bei diesen Beratungen können sich die Mitgliedstaaten nach Maßgabe ihrer verfassungs-
rechtlichen Bestimmungen durch die jeweils zuständigen Minister vertreten lassen.

6. Der Rat der Justizminister führt einen regelmäßigen Meinungsaustausch über Fra-
gen der justizpolitischen Zusammenarbeit, um auch in diesem Bereich die Europäische
Union zu fördern.

7. Der Europäische Rat und die Ministerräte werden, soweit es sich um Angelegenhei-
ten aus dem Bereich der Europäischen Gemeinschaften handelt, vom Ratssekretariat
und in dem Bereich der außenpolitischen, sicherheitspolitischen und kulturellen Zusam-
menarbeit durch ein ausbaufähiges Sekretariat der Europäischen Politischen Zusammen-
arbeit unterstüzt.

8. 1) Der Anwendung der in den Verträgen von Paris und Rom vorgesehenen Ab-
stimmungsverfahren kommt im Hinblick auf die notwendige Verbesserung der Entschei-
dungsprozesse und damit der Handlungsfähigkeit der Europäischen Gemeinschaften eine
wesentliche Bedeutung zu. Die Mitgliedstaaten werden jede Möglichkeit nutzen, um die
Beschlußfassung zu erleichtern.
2) Zu diesem Zweck ist eine stärkere Inanspruchnahme der Stimmenthaltung, die eine
Entscheidung nicht blockieren würde, vorgesehen.

Ein Mitgliedstaat, der eine Entscheidung verhindern zu müssen glaubt, indem er sich
ausnahmsweise auf „vitale Interessen" beruft, hat dies konkret und schriftlich zu begrün-
den.
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3) Der Rat wird die Erklärung zur Kenntnis nehmen und seine Entscheidung bis zu sei-
ner nächsten Tagung verschieben. Wenn bei dieser Gelegenheit sich der betreffende Mit-
gliedstaat im Wege des gleichen Verfahrens erneut auf „vitale Interessen" beruft, kommt
eine Entscheidung wiederum nicht zustande.
4) Auch im Rahmen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit werden die Mit-
gliedstaaten jede Möglichkeit nutzen, um den Entscheidungsprozeß zu erleichtern und
damit schneller zu einer gemeinsamen Position zu gelangen.

9. Die Staats- und Regierungschefs unterstreichen die besondere Bedeutung, welche
der Kommission als Hüterin der Verträge von Paris und Rom sowie als impulsgebender
Kraft im europäischen Integrationsprozeß zukommt. Zusätzlich zu ihren Aufgaben und
Befugnissen nach den Verträgen von Paris und Rom berät und unterstützt die Kommis-
sion den Europäischen Rat, an dessen Sitzungen sie teilnimmt, durch Vorschläge und
Stellungnahmen. An den Arbeiten der Europäischen Politischen Zusammenarbeit ist sie
eng zu beteiligen.

10. Dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften kommt bei der Weiterent-
wicklung zur Europäischen Union eine wichtige Funktion zu. Bei der Wahrung und Fort-
entwicklung des Gemeinschaftsrechts handelt er nach den Verträgen von Paris und Rom.
Bei der Ausarbeitung völkerrechtlicher Verträge zwischen den Mitgliedstaaten sollte ihm
eine entsprechende Auslegungskompetenz und gegebenenfalls auch eine Schiedszustän-
digkeit zuerkannt werden.

Dritter Teil: Perspektive
1. Andere Europäische Staaten, welche die in dieser Akte enthaltenen Wertvorstel-

lungen und Ziele teilen und den Europäischen Gemeinschaften beitreten, können sich
der „Europäischen Akte" anschließen, um bei der Verwirklichung der Europäischen
Union mitzuwirken.

Mit dem Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften verpflichten sie sich zugleich,
sich dieser „Europäischen Akte" anzuschließen.

2. Die Staats- und Regierungschefs werden diese „Europäische Akte" fünf Jahre nach
ihrer Unterzeichnung einer allgemeinen Überprüfung unterziehen mit dem Ziel, die er-
reichten Fortschritte des europäischen Einigungswerks in einem Vertrag über die Euro-
päische Union zusammenzufassen. Hierzu wird dem Europäischen Rat vor Ablauf der
Frist von den Außenministern ein Entwurf vorgelegt, der dem Europäischen Parlament
zur Stellungnahme unterbreitet wird.

3. Zur Urkund dessen haben die unterzeichneten Hohen Vertreter der Mitgliedstaa-
ten, im Bewußtsein der hohen politischen Bedeutung, die sie dieser Gemeinsamen Erklä-
rung beimessen und entschlossen, in Übereinstimmung mit ihrem vorstehend bekundeten
Willen zu handeln, ihre Unterschriften unter diese Europäische Akte gesetzt.

Textentwurf einer Erklärung zu Fragen der wirtschaftlichen Integration
1. Die Verwirklichung der Europäischen Union erfordert weitere Fortschritte auf dem

Gebiet der wirtschaftlichen Integration Europas. Die Staats- und Regierungschefs be-
kräftigen daher in der Europäischen Akte als vorrangiges Ziel die Stärkung und Entwick-
lung der Europäischen Gemeinschaften nach Maßgabe der Verträge von Paris und Rom.

2. Die Lösung der in den Europäischen Gemeinschaften zur Zeit behandelten Proble-
me ist im Hinblick auf die Stärkung der Solidarität der Gemeinschaft wesentlich.

3. Hierzu gehören im Interesse aller Mitgliedstaaten und des Lebensstandards ihrer
Bürger ein funktionierender Binnenmarkt, eine Korrektur der gemeinsamen Agrarpoli-
tik und eine Gesundung der Haushaltsstruktur. Der Gemeinsame Markt muß nicht nur
erhalten, sondern vollendet werden.
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4. Das Europäische Währungssystem, das zur Schaffung einer größeren Zone wäh-
rungspolitischer Stabilität geführt hat, ist als positives Element zu werten. Über die vom
EWS gewährleistete währungspolitische Stabilität hinaus müssen die Mitgliedstaaten auf
eine zunehmende Konvergenz ihrer Volkswirtschaft hinwirken. In der Perspektive der
Wirtschafts- und Währungsunion — die als Teil der Europäischen Union die wirtschaftli-
che und finanzielle Solidarität der Gemeinschaft festigen soll — müssen sie sich eine enge-
re Koordinierung ihrer Wirtschaftspolitik auch im Hinblick auf die weitere Entwicklung
des EWS zum Ziel setzen.

Die Mitgliedstaaten müssen prüfen, wie im Rahmen der verfügbaren Mittel Gemein-
schaftspolitiken weiterentwickelt werden können, die im Hinblick auf das Ziel der Inte-
gration geeignet erscheinen.

5. Der Beitritt Spaniens und Portugals zur Europäischen Gemeinschaft ist im Interesse
der Festigung der Demokratie in Europa, der Erweiterung des europäischen Wirtschafts-
raums und der Stärkung der Stellung Europas in der Welt zu verwirklichen.

6. Eine in dieser Weise vollendete und gestärkte Europäische Gemeinschaft wird in
der Lage sein, das Potential des europäischen Wirtschaftsraums zu nutzen, seine Wettbe-
werbsfähigkeit zu erhöhen, die Möglichkeiten für Investitionen zu verbessern und damit
das Ausmaß der Arbeitslosigkeit zu senken.

Quel le : Bulletin der EG, 11/1981, S. 99-104.

7. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur 21. Tagung des
Europäischen Rates am 26. und 27. November 1981 in London

Portugal und Spanien
Der Europäische Rat hat daran erinnert, daß die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft be-
schlossen haben, Verhandlungen über den Beitritt Portugals und Spaniens aufzunehmen
in dem Bewußtsein, daß die demokratischen Regierungen und die Bevölkerung dieser
beiden Länder alle Ziele der Gemeinschaft, wie sie in der Präambel des EWG-Vertrags
dargelegt sind, mittragen.

Der Europäische Rat bekräftigte die diesem Beschluß zugrundeliegende politische
Verpflichtung. Er hob die Entschlossenheit der Gemeinschaft hervor, die Verhandlungen
zu einem erfolgreichen Abschluß zu bringen und betonte die Bedeutung weiterer Fort-
schritte. Er erinnerte daran, daß sich die beitrittswilligen Länder damit einverstanden er-
klärt haben, daß sich der Beitritt auf der Grundlage der Gemeinschaftsverträge und des
zum Zeitpunkt des Beitritts geltenden Folgerechts vollzieht und eine Abweichung hier-
von nur im Rahmen vereinbarter Übergangsregelungen möglich ist.

Er hob hervor, daß sowohl für die Gemeinschaft als auch für die beitretenden Länder
die Notwendigkeit besteht, die Zeit bis zum Beitritt gut zu nutzen und die anstehende
Erweiterung der Gemeinschaft durch Einleitung der notwendigen Reformen so
sorgfältig vorzubereiten, daß sich die potentiellen Vorteile für beide Seiten verwirklichen
lassen.

Er gelangte übereinstimmend zu der Auffassung, daß bei den Beratungen der
Gemeinschaft über ihre interne Weiterentwicklung der Bedeutung des Beitritts Portugals
und Spaniens Rechnung zu tragen ist. Er gelangte ferner übereinstimmend zu der
Ansicht, daß die zwischen den Zehn und den beitrittswilligen Ländern im Rahmen der
Politischen Zusammenarbeit hergestellten Kontakte wichtig sind und bestätigte seine
Absicht, Portugal und Spanien fortlaufend eingehend über die Entwicklung dieser
politischen Zusammenarbeit zu unterrichten. Er sieht mit Freude dem Tag entgegen, an
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dem die Verantwortlichen dieser beiden Länder als volle gleichberechtigte Mitglieder ih-
ren Platz im Europäischen Rat einnehmen werden.

Breschnew-Besuch

Der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland erstattete seinen Kollegen Bericht
über die Gespräche, die er vom 22. bis 25. November mit Präsident Breschnew in Bonn
geführt hat. Im Europäischen Rat bestand volles Einvernehmen über die Bedeutung die-
ser Zusammenkunft und die Notwendigkeit, die Wege der Ost-West-Kommunikation
zwischen den Regierungen zu allen Zeiten offenzuhalten.

Der Europäische Rat begrüßte die Darstellung des Bundeskanzlers zu Fragen der Ent-
spannung, der Zusammenarbeit und der Abrüstung.

Rüstungskontrollverhandlungen

Der Europäische Rat begrüßte die in der Rede von Präsident Reagan vom 18. November
zum Ausdruck gebrachte Entschlossenheit der Vereinigten Staaten, durch beiderseitige
Verringerung des nuklearen und konventionellen Potentials und durch vertrauensbilden-
de Maßnahmen auf das Ziel einer umfassenderen Abrüstung hinzuarbeiten. Er erklärte,
daß er der Aufnahme von Verhandlungen zwischen den Vereinigten Staaten und der So-
wjetunion über nukleare Mittelstreckenwaffen in der nächsten Woche erwartungsvoll
entgegensehe, und gab der Hoffnung Ausdruck, daß diese Verhandlungen zu baldigen
und positiven Ergebnissen führen.

Madrider KSZE-Folgetreffen
Der Europäische Rat befaßte sich mit den Stand der Verhandlungen auf dem KSZE-Fol-
getreffen in Madrid. Er äußerte den Wunsch, daß trotz der bestehenden Schwierigkeiten
bis Ende des Jahres ein positives Ergebnis in Form eines substantiellen und ausgewoge-
nen Dokuments erzielt wird, einschließlich einer Einigung über ein präzises Mandat für
eine Konferenz über Abrüstung in Europa zur Vereinbarung vertrauensbildender Maß-
nahmen in ganz Europa. Er ist bereit, nach Kräften auf dieses Ziel hinzuwirken, und er-
wartet von allen Teilnehmern, daß sie die gleiche positive Einstellung zeigen.

Polen

Der Europäische Rat hörte einen Bericht von Lord Carrington über den Besuch des pol-
nischen Außenministers in London am 20. November. Er nahm die bisherigen und die
derzeitigen Gemeinschaftsprogramme für die Lieferung von Nahrungsmitteln zu Sonder-
preisen an Polen zur Kenntnis und begrüßte, daß der Rat (Haushaltsfragen) jüngst der
Initiative des Europäischen Parlaments, hierfür zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stel-
len, zugestimmt hat. Die Staats- und Regierungschefs bekräftigen ihre Bereitschaft, im
Rahmen der Mittel der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten und in Zusammenarbeit
mit anderen den Wünschen der polnischen Regierung nach weiterer Unterstützung der
Bemühungen des polnischen Volkes, die Erholung der polnischen Wirtschaft voranzu-
treiben, zu entsprechen. Er ist der Auffassung, daß die Neuregelung der polnischen
Schulden und die Gewährung neuer Kredite einen wichtigen Beitrag hierzu darstellen
würden.

Afghanistan
Der Europäische Rat befaßte sich mit der anhaltenden Tragödie in Afghanistan. Er stell-
te fest, daß die sowjetische Besetzung Afghanistans sowie die damit verbundene Unter-
drückung und das Blutvergießen in offener Mißachtung der Weltmeinung, die in drei auf-
einanderfolgenden, mit überwältigender Mehrheit angenommenen Entschließungen der
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Generalversammlung der VN Audruck fand, andauert. Die Staats- und Regierungschefs
stellten übereinstimmend fest, daß diese Lage sich äußerst schädlich auf das Vertrauen in
der Welt auswirkt. Er bekräftigte seine Überzeugung, daß seine Vorschläge vom 30. Juni
einen vernünftigen und praktischen Weg zur Lösung des Problems aufzeigen.

Europäische Union

Der Europäische Rat nahm die Initiative der deutschen und der italienischen Regierung
zu einer Europäischen Union entgegen und nahm von ihren Vorschlägen Kenntnis.

Er erkannte die Bedeutung an, die der Verstärkung der wirtschaftlichen Integration
Hand in Hand mit der politischen Entwicklung zukommt.

Der Europäische Rat ersuchte die Außenminister, in Zusammenarbeit mit der Kom-
mission die deutsch-italienischen Vorschläge zu prüfen und näher zu klären und auf einer
künftigen Tagung des Europäischen Rats hierüber Bericht zu erstatten.

Der Europäische Rat nahm die Berichte der Kommission und der Außenminister der
Zehn zur Europäischen Union zur Kenntnis und nahm den Bericht über die Politische
Zusammenarbeit, auf den sich die Außenminister der Zehn am 13. Oktober 1981 in Lon-
don geeinigt haben, entgegen.

Quel le : Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 117 vom
5. Dezember 1981, S. 1005-1006.
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